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(red). Alle zwei Jahre lädt die CDU Lahn-Dill zu einem
Familienfest ein, bei dem nicht nur Mitglieder, sondern
auch Interessierte willkommen sind. In diesem Jahr fin-
det das Familienfest am Sonntag, den 21.6. ab 11 Uhr
im Outdoorzentrum Lahntal im schönen Ulmtal statt.

Geschäftsführer Manfred Köhnlein und sein Team
sorgen für die Bewirtung im weitläufigen Areal. Zu-
sätzlich wird für die Kinder in Kleingruppen eine Wan-
derung mit Alpakas angeboten und es gibt ein Bo-
genschießen, bei dem sich auch die Erwachsenen er-
proben können.

Selbstverständlich werden alle geltenden Hygiene-
auflagen erfüllt. Unabhängig davon besteht genü-
gend Gelegenheit zum Distanz-Plausch mit den Spit-
zen der heimischen Union.

CDU Lahn-Dill lädt ein:

Familienfest im
Outdoorzentrum Lahntal

Jahreshauptversammlung
Deutsch-Österreichische
Gesellschaft

Pro Polizei lädt ein:

Platzkonzert auf dem Eisenmarkt
mit Charly und Fossi und den
Wetzlarer Altstadtmusikanten
(red). Das alljährliche Platzkonzert von Pro Polizei Wetz-
lar findet am Samstag, den 27.6. von 11 bis 13 Uhr
mit Charly und Fossi und den Wetzlarer Altstadtmusikan-
ten auf dem Eisenmarkt statt. Der Vorstand von Pro Poli-
zei Wetzlar wird Informationsmaterial verteilen und steht
bei gebührendem Abstand zu Gesprächen zur Verfügung.

(red). Als ausgesprochen er-
schreckend und vor allem
völlig inakzeptabel bezeich-
nete der geschäftsführende
Vorstand von Pro Polizei
Wetzlar – Vorsitzender
Hans-Jürgen Irmer, seine
Stellvertreter Heike Ahrens-
Dietz und Jennifer Jeschke-
Reusch sowie Geschäftsfüh-
rer Matthias Hundertmark,
Schatzmeister Gerhard
Homrighausen und Schrift-
führer Horst Kasperski – die
Tatsache, dass laut Bundes-
kriminalamt im letzten Jahr
69.466 Polizeibeamte Opfer
von Widerstandshandlun-
gen und tätlichen Angriffen
wurden. Dies ist eine nega-
tive Steigerung von 5,4%.
Dabei gab es insgesamt rund
36.000 Täter, von denen
knapp 32.000 ermittelt wer-
den konnten. Somit liegt die
Aufklärungsquote erfreu-

Ohne Sicherheitskräfte hätten wir Anarchie

licherweise bei mehr als
90%. Erst vor wenigen Ta-
gen wurde eine Polizistin in
Frankfurt mit einem Blu-
menkübel von einer Brücke
aus beworfen und ent-
ging nur knapp diesem
feigen Anschlag. In
Augsburg wurden Beam-
te mit Pflastersteinen
beworfen, Mannheimer
Einsatzkräfte mit Böl-
lern. In Frankfurt erfolg-
te bei einer Kontrolle ein
Angriff mit Eisenstan-
gen, in München wurde
ein Polizist während ei-
ner Personenkotrolle mit
dem Messer schwer ver-
letzt. Dies seien nur we-
nige, relativ aktuelle Fäl-
le, die eines deutlich ma-
chen: Der Respekt vor der
Polizei nimmt ab.  Es gebe
eine zunehmende Enthem-
mung bei einigen Bürgern,

die für Pro Polizei völlig in-
akzeptabel sei. Man stelle
sich einmal vor, so der Vor-
stand, es gebe in Deutsch-
land keine Sicherheitskräf-

te und Polizei, dann hätten
wir Anarchie. Alleine vor
diesem Hintergrund werde
deutlich, welchen überra-
genden Stellenwert Polizei

und Sicherheitskräfte in
Deutschland haben. Wer
persönliche und individuel-
le Freiheit haben wolle, der
müsse dafür sorgen, dass der

Staat die Sicherheit des
Gemeinwesens darstelle.
Abgesehen davon, dass
selbstverständlich auch
für Polizeibeamte §1 des
Grundgesetzes gilt – „Die
Würde des Menschen ist
unantastbar.“ – haben sie
ebenso wie jeder Bürger
das Recht auf körperliche
Unversehrtheit und ver-
dienen Respekt, Wert-
schätzung und Anerken-
nung ihrer Arbeit im
Dienste des inneren Frie-
dens Deutschlands. An-

griffe auf Polizeibeamte
stellten aus Sicht von Pro
Polizei einen Angriff auf den
Staat dar. Dies sei nicht zu
akzeptieren. Deshalb forde-

re man einerseits die Justiz
auf, den rechtlichen Rah-
men auszuschöpfen, um Tä-
tern deutlich zu machen,
dass sie hier in ihrem Han-
deln Grenzen überschritten
haben. Andererseits sei die
Politik parteiübergreifend
gefordert, Mindeststrafen
deutlich zu erhöhen, damit
Gewalttäter nicht mit ein
paar – häufig als lächerlich
empfundenen – Sozialar-
beitsstunden davon kom-
men.

Pro Polizei unterstütze
daher auch aktuell die For-
derung der Hessischen
Innenministers, der nach
dem Überfall von 50 Perso-
nen auf Polizisten in Diet-
zenbach, nachdem diese in
einen Hinterhalt gelockt
worden waren, dass eine
Knaststrafe die einzig rich-
tige Antwort sei.

(red). Im rot-rot-grünen Ber-
liner Abgeordnetenhaus
gibt es einen heftigen Streit
über das geplante Anti-Dis-
kriminierungsgesetz, das
SPD, SED/Linkspartei und
Grüne eingebracht haben.
Initiator ist Justizsenator
Dirk Behrendt von den Grü-
nen, der damit eine Forde-
rung aus der Koalitionsver-
einbarung 2016 umsetzen
will. Ziel des Gesetzes sei es,
so Behrendt, Schutzlücken
für betroffene Bürger zu
schließen, die sich so juris-
tisch leichter zur Wehr set-
zen können sollen, wenn sie
sich von öffentlichen Stellen
diskriminiert behandelt füh-
len. Man schaffe damit eine
„Kultur der Wertschätzung
von Vielfalt“.

Das sieht allerdings nicht
jeder so. Hauptkritikpunkt
ist §7 – die sog. Vermutungs-
regelung. Sie regelt, wie sich
Betroffene zur Wehr setzen
können, wenn sie sich dis-
kriminiert behandelt füh-
len! Bislang musste man Be-
weise oder zumindest plau-
sible Indizien erbringen,
wenn man etwa auf Scha-
densersatz klagen wollte.
Jetzt ist davon die Rede,
dass Tatsachen „glaubhaft

gemacht“ werden sollen,
die eine Diskriminierung
wahrscheinlich (!) scheinen
lassen. Es ist dann Aufgabe
der beschuldigten öffentli-
chen Stelle, den Vorwurf des
Vorstoßes zu widerlegen.
Mit anderen Worten: Rot-

Rot-Grün führt eine Beweis-
lastumkehr zu Lasten von
Polizisten ein.

Der CDU-Bundestagsab-
geordnete und Innenpoliti-
ker Hans-Jürgen Irmer dazu:
„Für mich ist es erschütternd
zu sehen, wie offenkundig

gestört das Vertrauen der
linken Berliner Koalition in
die Arbeit der Polizei ist.

Sie halten wohl ihre eige-
nen Polizisten in der Ausü-
bung ihrer hoheitlichen Auf-
gaben zur Aufrechterhal-
tung von Recht und Ord-

nung für grundsätzlich ver-
dächtig. Zumindest scheinen
sie den Staatsdienern, die
geschworen haben, das
Grundgesetz und alle gel-
tenden Gesetze zu wahren
und die Amtspflichten ge-
wissenhaft zu erfüllen, kei-
nerlei Vertrauen entgegen
zu bringen. Rückendeckung
für die oftmals harte und
belastende Arbeit eines Po-
lizisten gerade in unserer
Bundeshauptstadt sieht
jedenfalls anders aus.“

Kritik der Berliner
Polizei, Kritik von
Innenministern

Nicht nur die Berliner Poli-
zei, sondern auch der Vor-
sitzende der Gewerkschaft
der Polizei – Bezirk Bundes-
polizei, Jörg Radek, kritisiert
dieses Vorhaben ebenso
scharf wie CDU, FDP und
AfD im Berliner Abgeordne-
tenhaus. Polizisten würden

dadurch zum Freiwild er-
klärt. Wenn beispielsweise
im berüchtigten Görlitzer
Park, der Drogenumschlags-
platz Nummer 1, eine Poli-
zeistreife Schwarzafrikaner
kontrolliert, die dort im Dro-
genhandel führend sind,

kann dieser künftig erklä-
ren, er sei nur deshalb ge-
filzt worden, weil er schwarz
sei. Daraufhin müsse die Po-
lizei beweisen (!), dass die
Kontrolle nicht rassistisch
motiviert sei. Allein daran
erkennt man, welch kata-
strophale Auswirkung dieses
Gesetz auf die alltägliche
Arbeit der Polizei hätte.

Die Folge wäre ein Wust
von Klagewellen, unzähli-
gen Stellungnahmen und im
wahrsten Sinne des Wortes
Papierflut. Das Berliner Ge-
richtswesen – ohnehin schon
am Anschlag – wird wahr-
scheinlich kaum damit ver-
nünftig umgehen können.
Es ist ja nicht so, dass nicht
schon heute jeder Bürger die
Möglichkeit hat, sich gegen
unbotmäßiges und rechts-
widriges Verhalten eines
einzelnen Polizeibeamten zu
beschweren. Auch das gibt
es selbstverständlich verein-
zelt. Und die Behörden sind

natürlich so sensibilisiert,
dass man entsprechenden
Klagen auch nachgeht,
wenn sie entsprechend fun-
diert sind.Aber in Berlin
reicht es, künftig zu erklä-
ren, dass man sich diskrimi-
niert fühlt (!). Die Gefühls-
lage gilt also künftig mehr
als Fakten und Beweise. Un-
glaublich, was hier zu Las-
ten der Polizei und von
Rechtsstaatsprinzipien be-
schlossen werden soll.

Keine hessischen
Polizisten mehr nach
Berlin

Wenn dieses Gesetz be-
schlossen werden sollte,
wird der Wetzlarer Abge-
ordnete Hans-Jürgen Irmer
den hessischen Innenminis-
ter bitten, künftig keine hes-
sischen Polizeibeamten
mehr zum Einsatz nach Ber-
lin zu schicken. Sie würden
Gefahr laufen, bei Einsätzen
willkürlich angezeigt zu
werden. Die Beweislastum-
kehr ist nicht nur ein An-
griff auf die Polizei, sondern
auch auf den wehrhaften
Rechtsstaat!

Unsere neuen Öffnungszeiten:
Montag - Freitag: 11:00 - 18:30 Uhr

Samstag: 10.00 - 17:00 Uhr  und nach Vereinbarung

Juwelier Munk · 35578 Wetzlar · Lahnstr. 24 · Tel. (0 64 41) 4 55 90

(red). Die Deutsch-Österreichische Gesellschaft Wetzlar
lädt ihre Mitglieder zur Jahreshauptversammlung für
Freitag, den 26.6. um 18 Uhr in die Stadthalle
Wetzlar ein. Auf der Tagesordnung stehen die Neu-
wahl des Vorstandes, der Rechenschaftsbericht und die
allgemeine Aussprache.

Anschließend sind die Mitglieder zu einem Brotzeit-
teller auf der Terrasse des „Wetzlarer Hofes“ und im
Restaurant eingeladen, wobei sämtliche durch Corona
bedingte Hygieneauflagen natürlich erfüllt werden.

Rot-Rot-Grün will Polizisten im Land Berlin
zum „Freiwild“ machen
Keine hessischen Polizisten mehr nach Berlin

70.000 Polizeibeamte Opfer von Widerstandshandlungen
Pro Polizei fordert härteres Durchgreifen
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Vornehme mediale Zurückhaltung

Beck (Grüne) verliert Prozess wegen „Pädo-Sexualität“
(red). Es ist dem Nachrich-
tenmagazin IDEA Ausgabe
19/2020, das in Wetzlar her-
ausgegeben und aufgelegt
wird, zu verdanken, dass
über einen bemerkenswer-
ten Prozess berichtet wur-
de, den der langjährige Bun-
destagsabgeordnete der
Grünen, Volker Beck, führ-
te. Er hat jetzt vor dem Bun-
desgerichtshof (BGH) einen
Prozess gegen Spiegel Onli-
ne verloren. Hintergrund
war, dass Beck im Herbst
2013 wegen eines Aufsatzes
in einem Sammelband „Der
pädosexuelle Komplex“ in
die Kritik geraten war, weil
er dort für eine „realistische
Neuorientierung der Sexu-
alpolitik“ plädiert hatte und
von einem „Kampf für die
zumindest teilweise Entkri-
minalisierung der „Pädo-Se-
xualität“ gesprochen hatte.

Man fühlt sich an die Zei-
ten von Daniel Cohn-Bendit,
langjähriger grüner Europa-
abgeordneter, erinnert, der
1975 in seinem Buch „Der
große Basar“ aus seiner Zeit

berichtete, als er in einem
Szene-Kindergarten für
rund zwei Jahre tätig war.
Hier schrieb der rote Dany:
„Es ist mir mehrmals pas-
siert, dass einige Kinder mei-
nen Hosenlatz geöffnet und
angefangen haben mich zu
streicheln.“

Den Rest wollen wir Ih-
nen, liebe Leser, ersparen.
Es war die Zeit, in der die
Grünen auf der Bundesebe-
ne darüber philosophierten,
inwieweit man legaler Wei-
se Sex mit Kindern haben
kann.

Doch zurück zu Volker
Beck, der ob des in die Kri-
tik geratenen Artikels er-
klärte, dass der Herausge-
ber des Sammelbandes sei-
nen Beitrag vor Veröffentli-
chung gegen dessen Willen
verändert habe. Der mit der
Aufarbeitung der pädosexu-
ellen und pädophilen Ge-
schichte der Grünen beauf-
tragte Politologe Klecha
fand jedoch das Originalma-
nuskript und stellte fest,
dass es sich im Kern nicht

von der im Buch abgedruck-
ten Version unterscheide.
Daraufhin hatte Spiegel On-
line Beck in einem Beitrag
vorgeworfen, die Öffentlich-
keit jahrelang getäuscht zu
haben und veröffentlichte
das Manuskript.

Beck sah darin eine Ver-
letzung seines Urheberrech-
tes und verklagte das Nach-
richtenportal auf Schaden-
ersatz, doch die Klage wur-
de zum Rohrkrepierer. Der
BGH wies diese Forderung
in letzter Instanz ab. Wie der
BGH mitteilte, sei die Veröf-
fentlichung des Manuskrip-
tes durch die Meinungs- und
Pressefreiheit gedeckt ge-
wesen, da sie der Öffentlich-
keit ermöglicht habe, „sich
ein eigenes Bild von der an-
geblichen inhaltlichen Ver-
fälschung des Aufsatzes und
damit von der vermeintli-
chen Unaufrichtigkeit des
Klägers zu machen.“

Mitfühlende Presse

Wie „mitfühlend“ die

überregionale Presse inklu-
sive der Nachrichtensender
war, kann man daran erken-
nen, dass kaum jemand
darüber berichtet hat.

Das ist jedoch nicht immer
so: Erinnern Sie sich noch,
liebe Leser, an die mediale
Hetze gegen den ehemali-
gen Bundespräsidenten
Christian Wulf wegen eines
angeblichen Bobbycar-Ge-
schenkes? Man muss kein
Fan des Ex-Bundespräsiden-
ten sein, aber die wochen-
lange mediale Hetze wegen
vermeintlicher Verfehlun-
gen - im Nachhinein hat sich
alles in Rauch aufgelöst - hat
entscheidend dazu beigetra-
gen, dass der Bundespräsi-
dent zurücktrat.

Beck hätte sich besser
entschuldigt

Statt die Gerichte zu be-
mühen, wäre Beck besser
beraten gewesen, sich in al-
ler Form für diesen Aufsatz
und die darin aufgestellten
Thesen zu entschuldigen.

Auch ein Grüner hat ein
Recht auf Irrtum. Wenn er
viele Jahre später zu einer
anderen Bewertung der Si-
tuation gekommen wäre,
hätte das seiner Glaubwür-
digkeit geholfen, die nun-
mehr endgültig dahin ist
und die ohnehin schon zer-
kratzt war, weil er vor we-
nigen Jahren mit der Desig-
nerdroge Crystal-Meth auf
einem einschlägigen Kinder-
Jungen-Strich bei einer rou-
tinemäßigen Polizeikontrol-
le aufgegriffen wurde. Er
kam dabei mit einer Geld-
auflage in Höhe von 7000
Euro davon.

Somit wurde das Strafver-
fahren in Berlin eingestellt.
Seine Bundestagskollegen
Hofreiter und Göring-Eck-
ardt freuten sich seinerzeit
über die Fortsetzung der
Tätigkeit von Beck in ihren
Reihen.

Anders jedoch sah das die
Basis in Nordrhein-Westfa-
len, die ihn für die Bundes-
tagswahl 2017 nicht mehr
aufstellte.

Grüne wollen Fleischpreise drastisch erhöhen
Erst kleine Schlachtereien „vergrämen“ – sich aber dann über große Schlachthöfe aufregen

(red). Nicht alles, was fort-
schrittlich zu sein scheint,
ist ein Gewinn für die Ge-
sellschaft. Bis in die 90er
und Anfang der 2000er Jah-
re gab es auch im Lahn-Dill-
Kreis noch eine Fülle von
Schlachtbetrieben, ange-
gliedert an gut gehende,
gut beleumundete klassi-
sche familiengeführte
Metzgereien, die an eini-
gen Tagen in der Woche
schlachteten. Die Anforde-
rungen wurden immer hö-
her.

Dabei waren Grüne aus
vermeintlichem Tierwohl
heraus immer wieder Trei-
ber der sogenannten Ver-
besserungen. Die EU tat ihr
übriges. Was dabei heraus-
kam war, dass die meisten
Metzgereien aufgeben
mussten, selbst vor Ort zu

schlachten. Dort wusste
man, woher das Fleisch kam,
dort gab es keine Subunter-
nehmer, keine Werkverträ-
ge, sondern es waren Ar-
beitnehmer aus der Region
oder aus dem familiären
Umfeld dort beschäftigt. All
dies ist Vergangenheit. Üb-
riggeblieben sind große
Schlachthöfe, die am Fließ-
band schlachten und verar-
beiten.

Missstände

Ohne jeden Zweifel gibt
es in manchen großen
Schlachtbetrieben Missstän-
de, die durch die Corona-
Krise jetzt an den Tag ge-
kommen sind, obwohl sie
strukturell den Behörden
schon seit langer Zeit be-
kannt sind. Staatliche An-

ordnungen von Mindest-
preisen für Fleisch, so wie es
der Vorsitzende der Grünen,
Robert Habeck, fordert, sind
der falsche Weg, denn Prei-
se werden vom Markt und
vom Verbraucher in letzter
Konsequenz gemacht bzw.
bestimmt.

So richtig es ist, das Un-
wesen von Subunterneh-
mern soweit es geht zu be-
enden, so richtig es ist, über-
prüfbare Mindestlöhne zu
zahlen, so falsch ist es, Co-
rona zum Anlass zu nehmen,
die ganze Branche in Sip-
penhaft zu nehmen. Man
kann flächendeckend Werk-
verträge fordern, Reduzie-
rung von Arbeitszeiten, Un-
terbringung der in der Re-
gel osteuropäischen Arbeit-
nehmer in geeigneten
Räumlichkeiten und Woh-

nungen. Aber man muss
immer das Ende bedenken.

Wenn dort heute (siehe
Spargelstecher) keine deut-
schen Arbeitnehmer bereit
sind, diese Arbeit auszufüh-
ren, muss man sich der Im-
portkräfte bedienen. Wird
dies untersagt, bleibt den
fleischverarbeitenden Be-
trieben in letzter Konse-
quenz nichts anderes übrig,
als den Firmensitz in das ost-
europäische Ausland zu ver-
lagern.

Ob es für das Tierwohl das
richtige ist, wenn Tiere über
lange Strecken transportiert
werden, ob es unter Hygie-
neaspekten das richtige ist,
unter Umweltfragen, das
muss man in Ruhe beden-
ken. Schnellschüsse helfen
nicht. Und die wohlfeile For-
derung, dass Fleisch deutlich

teurer werden müsse, kön-
nen locker diejenigen stem-
men, deren Durchschnitts-
einkommen weit über dem
normalen Einkommen eines
Arbeitnehmers oder Rent-
ners liegt.

Grüne Preissteigerungs-
forderungen oder eine neue
Verbotspolitik helfen hier
nicht weiter. Sie zeigen
einmal mehr, dass die Grü-
nen immer wieder versu-
chen, die Menschen in ih-
rem Sinne zu erziehen.

Gelingt dies nicht, müssen
höhere Preise her oder wer-
den Verbote ausgesprochen.
Zu erinnern ist an den Veg-
gie-Tag für alle oder die Dis-
kussion um die Benzinprei-
se, als zu DM-Zeiten die Grü-
nen forderten, dass ein Li-
ter Benzin mindestens 5 DM
(2,50 Euro) kosten müsse.

CDA Lahn-Dill

Null-Toleranz gegenüber Schlachthofbetreibern
(red). Die Corona-Pandemie
offenbart die unhaltbaren
Arbeitsbedingungen in der
Fleischindustrie. Der Bundes-
vorsitzende der Christlich-De-
mokratischen Arbeitnehmer-
schaft, Karl-Josef Laumann,
hat den Betreibern nun den
Kampf angesagt. Seine Ge-
duld mit der Fleischindustrie
ist schon länger am Ende.

Der heimische CDU-Land-

tagsabgeordnete Frank
Steinraths, Vorsitzender
CDA Lahn-Dill, schließt sich
dem an: „Wir müssen jetzt
den Sumpf in der Fleischin-
dustrie austrocknen. Es kann
nicht angehen, dass Gastar-
beiter aus Rumänien oder
Bulgarien in Deutschland
derart ausgebeutet werden.
Wenn festangestellte Mitar-
beiter nur noch in den Rand-

bereichen der Betriebe tä-
tig sind, ist etwas faul. Das
wäre so, als wenn VW keine
eigenen Autos mehr bauen
würde, sondern sich nur
noch um die Logistik küm-
mert. Arbeit in Schlachthö-
fen darf es nur noch im Rah-
men einer Festanstellung
geben. Dafür wird sich die
CDA einsetzen.“

Weiter sagte MdL Frank

Steinraths: „Wir fordern ei-
nen schnellen Beschluss des
Corona-Kabinetts. Die Land-
kreise der Schlachthofbe-
treiber werden aktuell in Gei-
selhaft genommen. Weil die
Fleischindustrie den Arbeits-
schutz mit Füßen tritt, müs-
sen die Anwohner und die
lokale Wirtschaft auf weite-
re Lockerungen warten. Für
die kriminellen Schlachthof-

betreiber darf es keine Tole-
ranz mehr geben.“

Die Christlich-Demokrati-
sche Arbeitnehmerschaft
(CDA) ist der Sozialflügel der
CDU. Ihre Mitglieder enga-
gieren sich vor allem auf Fel-
dern der Sozialpolitik wie
Arbeitsmarkt, Rente, Pflege
und Gesundheit. Weitere In-
fos stehen im Internet auf
www.cda-bund.de.

Verfassungsschutz stuft „Ende Gelände“ als linksextremistisch ein
Grüne und SED/Linke fordern Abschaffung des Verfassungsschutzes

(red). Im jüngsten Verfas-
sungsschutzbericht hat der
Verfassungsschutz Berlin das
sogenannte Klimaschutzkol-
lektiv „Ende Gelände“, das
sich gegen den Kohleabbau
wehrt, als linksextremistisch
eingestuft. So bezeichnet
sich die linksextremistische
„Interventionistische Linke“
(IL) als maßgeblichen Be-
standteil von „Ende Gelän-
de“. Das Bündnis, so Berlins
Innensenator Geisel (SPD),
nehme bei den von ihnen
organisierten Aktionen Ge-
waltanwendungen mindes-
tens billigend in Kauf. „Ende
Gelände“ gehört zu den Ini-
tiatoren der Proteste im
Hambacher Forst, bei denen
zielgerichtet Steinwürfe auf
Polizisten erfolgten sowie
Tritt- und Stolperfallen aus-
gelegt wurden, um Polizei-
beamte so schwer wie mög-
lich zu verletzen. „Fridays
for Future“ hat sich übrigens

mehrfach mit „Ende Gelän-
de“ solidarisiert und ge-
meinsame Demonstrationen
organisiert.

Nachdem nun „Ende Ge-
lände“ als linksextremistisch
eingestuft wurde, empörten
sich sofort Linke und Grüne
in Berlin. Die Jugendorgani-
sationen von SPD, Grünen
und SED/Linkspartei forder-
ten in einem gemeinsamen
Aufruf die Auflösung des
Verfassungsschutzes.

Linker Extremismus
gut - rechter
Extremismus schlecht

Die Einäugigkeit der So-
zialisten bei der Bekämp-
fung des Extremismus ist er-
schreckend. „Für die CDU ist
es eine Selbstverständlich-
keit“, so der heimische CDU-
Kreisvorsitzende Hans-Jür-
gen Irmer, MdB, „dass
Rechtsextremismus in all sei-

nen unterschiedlichen Facet-
ten und Formen konsequent
bekämpft werden muss. Für
die Union gilt allerdings,
dass Linksextremismus in
gleicher Form bekämpft
werden muss, denn Extre-
misten eint generell das Ziel,
die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung ab-
schaffen zu wollen.“ Des-
halb dürfe es, so Irmer, kei-
ne Abstufung geben nach
dem Motto, „man muss Ver-
ständnis für Linksextremisten
haben, eigentlich wollen sie
ja nur das Gute, Schöne und
Hehre, aber der Rechtsextre-
mismus ist konsequent zu be-
kämpfen“. Letzteres stimmt,
aber für die Union gilt dies
für beide Seiten. Hinzu
kommt der Islamismus in all
seinen Facetten.

Einerseits fordern Grüne
und SED/Linkspartei die Bun-
desregierung und die Lan-
desregierungen immer

wieder auf, neue Erkennt-
nisse über den Rechtsextre-
mismus zu liefern. Dies geht
nur mit einem funktionieren-
den Verfassungsschutz! Auf
der anderen Seite wollen sie
denselben abschaffen oder
aber zumindest in Richtung
ausschließlicher Bekämpfung
des Rechtsextremismus instru-
mentalisieren. Dann aller-
dings hätten wir einen politi-
schen Verfassungsschutz, der
von politischen Weisungen
abhängig ist.

Genau dies wollen wir
nicht. Genau dies darf man
nicht zulassen. Genau des-
halb darf es keine parteipo-
litischen Direktiven geben.
Wenn Mitarbeiter des Ver-
fassungsschutzes zu dem Er-
gebnis kommen, dass sich
verfassungsfeindliche Be-
strebungen ergeben mit
dem Ziel, die Demokratie zu
zerstören oder zu beschädi-
gen, dann ist ohne Rücksicht

auf Personen, Parteien und
Ideologien zu handeln und
die Erkenntnisse sind weiter-
zugeben, damit notfalls ent-
sprechende Maßnahmen po-
litisch begründet werden
können. „Und wer“, so Irmer
abschließend, „zumindest bil-
ligend in Kauf nimmt, dass
Polizeibeamte in Ausübung
ihrer Tätigkeit um ihre kör-
perliche Unversehrtheit und
um ihr Leben fürchten müs-
sen, der muss mit dem ent-
schiedenen Widerstand des
Staates rechnen.“

Das spricht für uns:

Hohe Auflage

günstige Preise

alle Anzeigen im

Redaktionsteil

�����

�����

�����

IM
WETZLAR-KURIER
INSERIEREN

Unsere Angebote:
08.06.-13.06.20
Rindswürstchen mit Käse

    100g / 1,09
Zwiebelrahmpfanne
„nur diese Woche“ 100g / 0.99
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Hessische Finanzminister Schäfer in Wetzlar:

Deutsch-Österreichische Gesellschaft hatte eingeladen

Platzkonzert mit den Egerländer 6 auf dem Eisenmarkt

Die Egerländer 6. Seit zehn Jahren spielen sie zusammen. Auftritte in Deutschland und
Europa sind an der Tagesordnung – und heute in Wetzlar. Im Hintergrund in grünen
T-Shirts die Vorstandsmitglieder der Deutsch-Österreichischen Gesellschaft

(red). Man hatte es förmlich
gespürt, die Freude gese-
hen, endlich nach so langer
Corona-Zeit wieder einmal
live spielen zu können.

Den zahlreichen Besu-
chern, die beim Einkaufs-
bummel durch Wetzlars
wunderschöne Altstadt,
immer wieder in wechseln-
den Besetzungen stehenge-
blieben waren, merkte man
die Freude ebenfalls an.
Man wolle ein kleines Stück
Richtung Normalität gehen,
hatte DÖG-Präsident Hans-
Jürgen Irmer eingangs ge-
sagt, wobei natürlich die
Auflagen der Stadt einge-
halten wurden.

Bei Kaiserwetter erklan-
gen wunderschöne Melodi-
en von Ernst Mosch, Polka,
Märsche, aber auch eigene
Kompositionen der exzel-
lenten Truppe.

Auch die Damen und Her-
ren des Vorstandes freuten
sich nach langer Zeit wieder

über persönliche Gespräche
und nutzten die Gelegen-
heit, die Bürger über die Ar-

beit der DÖG zu informie-
ren, deren Hauptziel es ist,
der Partnerschaftsgedanken

zwischen Wetzlar und Schl-
adming zu hegen und zu
pflegen.

Solange ein Rundfunk-Intendant das doppelte Gehalt
des Bundespräsidenten bezieht, ist eine
Rundfunkgebührenerhöhung unnötig
(red). Im März dieses Jahres
haben sich die Ministerprä-
sidenten der Bundesländer
auf eine Erhöhung des
Rundfunkbeitrages von
17,50 Euro auf 18,36 Euro
pro Monat zum 1. Januar
2021 verständigt. Entschei-
den können sie es allerdings
nicht, die 16 Landtage müs-
sen jeweils zustimmen. Und
hier formiert sich Protest in
Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Thüringen. Gerade
Sachsen-Anhalts Minister-
präsident Reiner Haseloff
hat sich hier sehr kritisch
geäußert, denn die Kommis-
sion zur Ermittlung des Fi-
nanzbedarfes (KEF) hatte
sich schon 2016 für eine Bei-
tragssenkung ausgespro-
chen und zugleich tiefgrei-
fende Umstrukturierungen
und kostensenkende Re-
formmaßnahmen der öf-
fentlich-rechtlichen Anstal-
ten gefordert. Außer unver-
bindlichen Absichtserklärun-
gen ist bei den Rundfunk-
anstalten der Länder zumin-
dest teilweise wenig gesche-
hen.

Gute Gehälter – dicke
Pensionen

In einem bemerkenswer-
ten Kommentar in der Zei-
tung „Die Welt“ vom März
2013 hatte Hildegard Staus-
berg schon die Sendermons-
ter wie den WDR in Köln
oder auch den NDR in Ham-
burg kritisiert. Die Öffent-
lich-Rechtlichen, so die Au-
torin seinerzeit, hätten sich
mit „über 1000 kleinen

Tricks das teuerste Sender-
system der Welt geschaffen
und ihre – unkündbaren –
Mitarbeiter mit Bombenge-
hältern und dicken Pensio-
nen zu gehorsamen Werk-
zeugen eines verfilzten
Quasi-Monopols degra-
diert“. So sei beispielsweise
der WDR neben der katholi-
schen Kirche der reichste Im-
mobilienbesitzer in der Köl-
ner Innenstadt.

Ministerpräsident Hasel-
off (CDU) hatte zu Recht dar-
auf hingewiesen, dass Ge-
bührenerhöhungen dann
schwer zu vermitteln seien,
wenn beispielsweise der In-
tendant des Westdeutschen
Rundfunks, Tom Buhrow,
annähernd das Doppelte des
Gehaltes des Bundespräsi-
denten beziehe. Das Gehalt
des Intendanten liegt bei
rund 400.000 Euro, das des
Bundespräsidenten bei ca.
214.000 Euro. In diesen
schwierigen Zeiten müsse
man mehr denn je fordern,
dass die seinerzeitigen KEF-
Vorgaben, was Einsparun-
gen angeht, auch umgesetzt
werden - inklusive Gehälter-
absenkung. Genau dies ist
auch nicht ansatzweise er-
kennbar.

Darüber hinaus muss man
sich die Frage stellen, ob es
wirklich eigenständige Mini-
Mini-Sender wie Radio Bre-
men oder den Saarländi-
schen Rundfunk geben
muss. Hier wären Koopera-
tionen mit Rheinland-Pfalz
oder Niedersachsen mit Si-
cherheit nicht nur denkbar,
sondern sinnvoll.

Hessischer Rundfunk

Auch der Hessische Rund-
funk hat seit Jahren finan-
zielle Probleme. So wird in
diesem Jahr ein Fehlbetrag
von etwa 82 Millionen Euro
erwartet. Es stellt sich auch
hier die Frage, ob man zwei
Orchester benötigt oder
beispielsweise sechs Radio-
programme. Der SWR hat es
vorgemacht und aus zwei
Orchestern eines gemacht.
Wenn man im Jahr über 50
Millionen Euro für Pensions-
rückstellungen benötigt,
dann stellt sich die Frage
nach der Verantwortung in
der Vergangenheit bezüg-
lich der Personalpolitik und
der Besoldung. Es ist grund-
sätzlich zu wenig, darauf zu
vertrauen, dass der Gebüh-
renzahler mit seinen
Zwangsgeldern die entspre-
chenden Defizite irgend-
wann begleichen wird.

Dass öffentlich-rechtliche
Rundfunk- und Fernsehan-
stalten für die Informations-
politik generell wichtig sind
– das Gleiche gilt für die Pri-
vaten – ist sicherlich unstrei-
tig.

Manch einem würde die
Zustimmung deutlich leich-
ter fallen, wenn im Sinne
von Transparenz klar er-
kennbare Einsparungsbe-
mühungen vorhanden wä-
ren und man das Gefühl hät-
te, dass die Öffentlich-Recht-
lichen objektiv und allum-
fassend berichten. Dieses
Gefühl hat man beim HR
nicht immer. So gibt es zwar
in der Berichterstattung des

HR „Rechtspopulisten“ und
„Rechtsaußen“, „Linkspopu-
listen“ und „Linksaußen“
sucht man in der Regel ver-
geblich. Da berichtet man
dann lieber über „Aktivis-
ten“. Man hat das Gefühl,
dass bei fast jeder noch so
kleinen linken Demo ein
Fernseh- oder Reporterteam
des HR dabei ist. Bis heute
sah sich aber beispielsweise
nicht ein Team in der Lage,
auch nur ein einziges Mal
über die Polizeischauen im
Wetzlarer Stadion mit bis zu
10.000 Zuschauern zu be-
richten – trotz Einladung.

„Unions-Aufstand
gegen höhere
Rundfunkgebühr“

Mit dieser Überschrift ti-
telte die Bild-Zeitung am 12.
Mai 2020, wonach eine
Gruppe einflussreicher Uni-
onspolitiker gegen die ge-
plante Erhöhung des Rund-
funkbeitrages mobil ma-
chen wolle. Darunter seien
u.a. Carsten Linnemann,
Vorsitzender der Mittel-
standspolitiker und Vize-
Fraktionsvorsitzender der
Bundestagsfraktion, und die
CDU-Vizechefin Silvia Bre-
her. „Ich begrüße“, so der
heimische CDU-Bundestags-
abgeordnete Hans-Jürgen
Irmer, „ausdrücklich das En-
gagement meiner Bundes-
tagskollegen und werde die-
ses genauso unterstützen
wie das der Länderparla-
mentarier, die sich gegen die
Erhöhung des Rundfunkbei-
trages stellen.“

Heute Hongkong – morgen Taiwan
So wird Hongkong versklavt

(red). 2900 Delegierte des
chinesischen Volkskongres-
ses werden in wenigen Ta-
gen ein Gesetz für den
„Schutz der nationalen Si-
cherheit“ in Hongkong be-
schließen. Wenn Sie, liebe
Leser, den Kurier in den Hän-
den halten, kann es auch
sein, dass sie es bereits be-
schlossen haben. Mit diesem
Gesetz erlässt China geset-
zeswidrig chinesisches Recht
in Hongkong, obwohl es ei-
nen seinerzeitigen Vertrag
zwischen China und Groß-
britannien Ende der 90er
Jahre gab, wonach Großbri-
tannien nach 99 Jahren die
Verantwortung in die Hän-
de Chinas zurücklegen muss-
te. In diesem Vertrag war
allerdings vereinbart, dass es
ein Land und zwei Systeme
gibt, völkerrechtlich von bei-
den Seiten ratifiziert.

Mit diesem Gesetz zum

„Schutz der nationalen Si-
cherheit“ wird die Demokra-
tie beseitigt, bürgerliche
Freiheiten eliminiert und die
sowieso fragile Autonomie
Hongkongs nach mehreren
Anläufen ebenfalls besei-
tigt. Unliebsame Kandida-
ten bei dann folgenden
Pseudowahlen können
ebenso von der Liste gestri-
chen wie Demonstranten
bestraft und eingekerkert
werden. Auch internationa-
le Nichtregierungs-Organi-
sationen können danach
rechtlich verfolgt werden,
wenn sie Kritik üben bis hin
zum Einzug ihres Personals
und ihres Vermögens.

Merz fordert Stopp-
Signal

CDU-Politiker Friedrich Merz
forderte daher aktuell ein
Stopp-Signal von Europa

und den USA. Die Welt dür-
fe nicht zusehen, „wenn die
chinesische Staatsführung
Verträge bricht und die De-
mokratie in Hongkong zer-
stört“. Auch der Fraktions-
vorsitzende der Konservati-
ven im Europäischen Parla-
ment, Manfred Weber
(CSU), kritisierte das Vorge-
hen. Es gehe hier nicht um
Interessen, sondern um Wer-
te, die mit Füßen getreten
werden. Hongkonger Oppo-
sitionelle fordern daher vom
Westen, Sanktionen gegen
China zu verhängen und Be-
stimmungen zu Menschen-
rechten in zukünftige Han-
delsverträge mit China auf-
zunehmen.

Taiwan

Spätestens hier wird deut-
lich, wieso sich Taiwan mit
seinen 24 Millionen Einwoh-

nern vor der wachsenden
Einflussnahme Chinas sorgt,
denn China betrachtet Tai-
wan als Provinz und nicht
als eigenständigen Staat
und versucht – leider mit Er-
folg – Taiwan aus internati-
onalen Gremien herauszu-
drängen, wie am Beispiel
der Weltgesundheitsorgani-
sation WHO belegt ist.

Bei allem Verständnis und
auch der Notwendigkeit,
sich diplomatisch auszutau-
schen, Geschäftsbeziehun-
gen zu pflegen, darf dies je-
doch nicht dazu führen,
schweigend zuzusehen, wie
die Kommunistische Partei
Chinas die Freiheitsrechte
des eigenen Volkes ebenso
einschränkt wie Minderhei-
ten, wie zum Beispiel die
Uiguren, unterdrückt, staat-
liche Zensur ausübt oder die
Demokratie in Hongkong
und Taiwan beseitigen will.
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Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

Aus der Arbeit der CDU Fraktion
im Stadtparlament Wetzlar

-Anzeige-

Eisen Baubeschläge Maschinen
Eisenwaren Werkzeuge Sicherheitstechnik

Michael Hundertmark

Stadt hilft in Zeiten von Corona
Der Notausschuss der Stadt
Wetzlar hat in seiner Sitzung
am 27.5. weitere Hilfen in
Zeiten von Corona auf den
Weg gebracht.

Kita-Beiträge

In einem früheren Beschluss
haben die Stadtverordneten
beschlossen, dass die Kita-
Gebühren gestundet wer-
den können bzw. nicht er-
hoben werden, wenn Eltern
ihre Kinder nicht in die Kita
schicken können. In Zeiten
eines Notbetriebs sollten
auch nur diejenigen Kita-
Gebühren zahlen, die die-
sen nutzen. Hier hat die
CDU-Fraktion Nachholbe-
darf gesehen, da auch die-
jenigen Kita-Gebühren zah-

len sollten, die Anspruch auf
einen Notbetreuungsplatz

hatten - egal, ob sie diesen
nutzen oder nicht. Nach un-

Fehlplanung in Dutenhofen verhindert

Andreas Altenheimer

Nachdem der Magistrat der
Stadt Wetzlar fest entschlos-
sen ist, den Dutenhofener
Bahnhof mit einer Haltestel-
le die Buslinie 11 direkt an
den Bahnhof anzubinden,
sorgte die geplante Lage der
Haltestelle nicht nur bei den
Mitgliedern des Ortsbeirates
Dutenhofen für Verwunde-
rung.

Die Haltestelle sollte nach
dem Willen des Magistrates
nicht vor dem Bahnhofsge-
bäude, sondern ein Stück
entfernt direkt vor einer
Druckerei platziert werden.
Um zur Bushaltestelle zu

gelangen, müssten die Fahr-
gäste sogar erst noch eine

Straße überqueren. Dort

Dr. Fritz Teichner wird mit dem Ehrenbrief
des Landes Hessen ausgezeichnet

Oberbürgermeister Manfred Wagner (rechts) überreicht Dr.
Fritz Teichner (2.v.re.) im Beisein von Udo Volck (links) und
Michael Hundertmark den Ehrenbrief des Landes Hessen.

angekommen sollte es bes-
ser nicht regnen, da ein War-
tehäuschen aus Platzgründen
nicht gebaut werden kann.
Dieser Platz fehlt auch für den
Bus, so dass dieser auf der
Fahrbahn halten sollte und
die Bahnhofstraße dadurch
quasi einspurig würde. Für
Verkehrsteilnehmer, die vom
Dutenhofener See kommend
nach links Richtung Gießen
weiterfahren wollen, ent-
stünde eine unübersichtliche
Verkehrssituation, da eine
Einsicht in die Bahnhofstra-
ße bei haltendem Bus nicht
gegeben wäre und mit den

serer Überzeugung sollten
aber nur dann Kita-Gebüh-
ren gezahlt werden müssen,
wenn der Kita-Platz tatsäch-
lich in Anspruch genommen
wird.
Der Magistrat hat auf unse-
ren Antrag erklärt, dass er
genau nach diesen Vorga-
ben verfahren werde: Wer
sein Kind zur Betreuung in
die Kita gibt, muss entspre-
chend Kita-Gebühren zah-
len, wenn das Kind nicht in
die Kita geht, fallen auch
keine Gebühren an.

Vereine

In der gleichen Sitzung ha-
ben die Stadtverordneten
beschlossen, dass die vorge-
sehene Vereinsförderung

für das Jahr 2020 ausgezahlt
wird, auch wenn beispiels-
weise aufgrund nicht durch-
geführter Veranstaltungen
die Förderung eigentlich
nicht ausgeschüttet würde.
Zusätzlich wurde ein Hilfs-
fonds in Höhe von 30.000
Euro für Härtefälle aufge-
legt. Dazu hat das Land Hes-
sen ein Förderprogramm
aufgelegt, das für durch Co-
rona in Not geratene Verei-
ne Zuschüsse von bis zu
10.000 Euro vorsieht.

Gastronomie

Auch die Gastronomie lei-
det unter den Auflagen im
Zusammenhang mit der Be-
kämpfung der Corona-Pan-
demie. Deshalb haben wir

als Stadt entschieden, dass
wir auf die Entgelte für die
Sondernutzung von städti-
schen Flächen für die
Außenbewirtschaftung in
diesem Jahr verzichten.
Darüber hinaus werden, da
wo es möglich ist, zusätzli-
che Flächen für die Gastro-
nomen mit Außenbewirt-
schaftung zur Verfügung
gestellt.

Der Magistrat ist angehal-
ten, diese Flächen zu identi-
fizieren und den Gastrono-
men zur Verfügung zu stel-
len. Über die Nachfrage
nach den zusätzlichen Flä-
chen, die zur Verfügungstel-
lung und die Nutzung der
Flächen wird der Stadtver-
ordnetenversammlung be-
richtet.

Nachdem Fritz Teichner zum
Ende des vergangenen Jah-
res sein Mandat als Stadt-
verordneter aus gesundheit-
lichen Gründen abgegeben
hatte, wird er jetzt vom Hes-
sischen Ministerpräsidenten
mit dem Ehrenbrief des Lan-
des Hessen ausgezeichnet.

Der Ehrenbrief wird für
besonderes ehrenamtliches
Engagement im Bereich der
demokratischen, sozialen
oder kulturellen Gestaltung
der Gesellschaft verliehen.
Fritz Teichner hat sich über
viele Dekaden in allen ge-
nannten Bereichen enga-

giert und eingesetzt. Mit
Unterbrechungen gehörte
er seit 1968 der Stadtverord-
netenversammlung über 37
Jahre lang an.

Er hat sich in der Deutsch-
Tschechischen-Gesellschaft
für den partnerschaftlichen
Dialog zwischen den beiden
Ländern und in Europa ein-
gesetzt. Vor Ort hat er sich
insbeson-dere in den Berei-
chen Wetzlarer Musikschu-
le, Burgruine Kalsmunt und
Altenzentrum engagiert.
Für unsere Fraktion hat er
im Kulturausschuss seine Ex-
pertise eingebracht. Dabei

haben wir seine sachliche,
kollegiale und freundschaft-
liche Art zu schätzen ge-
wusst.

Im Rahmen einer kleinen
Feier im Kreise der Familie
wurde Fritz Teichner von
Oberbürgermeister Manfred
Wagner mit dem Ehrenbrief
ausgezeichnet. Für die
Stadtverordnetenversamm-
lung hat Udo Volck die
Glückwünsche übermittelt.
Michael Hundertmark hat
für die CDU-Fraktion gratu-
liert und die Glückwünsche
jedes Mitglieds seiner Frak-
tion überbracht.

Bus überholenden Fahrzeu-
gen gerechnet werden muss.
Zudem würde der Anliefer-
verkehr der Druckerei massiv
behindert. Ein rundum
schlechter Standort für eine
Bushaltestelle.

Zunächst zeigte sich der
städtische Baudezernent un-
beeindruckt von den Einwän-
den des Ortsbeirates Duten-
hofen, betroffenen Anwoh-
nern und der CDU-Fraktion.
Eine andere Haltestellenpo-
sition sei aus Platzgründen
nicht umsetzbar.

Erst der beharrliche Ein-
satz von Dutenhofener Bür-

gern, Unternehmen, uns als
CDU-Fraktion und letztend-
lich der Sachverstand der
Führungsetage der Firma
Gimmler haben den Magist-
rat offensichtlich in letzter
Minute zum Umdenken be-
wogen. Nun soll direkt vor
dem Bahnhofsgebäude eine
provisorische Haltestelle er-
richtet werden. Im Zuge des
geplanten Bahnhofsumbaus
durch die Bahn AG wird
dann eine endgültige Lö-
sung gesucht werden. Eine
gute Nachricht für Anwoh-
ner und Verkehrsteilnehmer.
Warum nicht gleich so?

Landtag Mecklenburg-Vorpommern wählt Verfassungsfeindin zur Verfassungshüterin

Skandalöse Wahl – Kritik an SPD und CDU

(red). Vor wenigen Tagen ist
Barbara Borchardt zum Mit-
glied des Landesverfassungs-
gerichts von Mecklenburg-
Vorpommern gewählt wor-
den. Sie benötigte dafür
eine Zwei-Drittel-Mehrheit
der abgegebenen Stimmen
der Abgeordneten des
Schweriner Landtages. War
Borchardt im ersten Wahl-
gang noch gescheitert, er-
hielt sie im zweiten Wahl-
gang nicht nur die Stimmen
der SPD und der SED-Links-
partei, sondern auch Stim-
men aus der Union, die ge-

meinsam mit der SPD in
Mecklenburg-Vorpommern
regiert.

Aus Sicht des heimischen
CDU-Bundestagsabgeordne-
ten und Kreisvorsitzenden
der CDU Lahn-Dill, Hans-Jür-
gen Irmer, ein durch nichts
zu rechtfertigender Skandal,
dass eine Verfassungsfeindin
zum Mitglied des Verfas-
sungsgerichtes gewählt
wird.

Skandalrichterin

Borchardt ist Mitglied der
sogenannten „Antikapitalis-
tischen Linken“, die das Bun-
desamt für Verfassungs-
schutz zu den „extremisti-
schen Strukturen der Partei
Die Linke“ zählt. Borchardt
macht auch wenig Hehl
daraus, dass sie die beste-
hende Gesellschaftsordnung
überwinden will.

Aber was will man von ei-
ner Dame erwarten, die
1976 in die damalige DDR-
Staatspartei „SED“ eingetre-
ten ist (rechtsidentisch mit
der heutigen Linkspartei),
an der DDR-Kaderschmiede
in Potsdam-Babelsberg ein

Fernstudium als Diplom-
Staatswissenschaftlerin ab-
solvierte, die den Mauerbau,
also die innerdeutsche Gren-
ze mit Stacheldraht, Schieß-
befehl und SM 70-Geschos-
sen, noch 2011 als alterna-
tivlos predigte und die beim
Gedenken an 50 Jahre Mau-
erbau und Trennung
Deutschlands und die Toten
an der Mauer demonstrativ
sitzen blieb. Schäbig im Hin-
blick auf über 1000 Mauer-
tote, die von Deutschland-
Ost nach Deutschland-West
wollten und von den Scher-
gen der SED brutal von
hinten erschossen wurden.
So jemand urteilt jetzt im
Landesverfassungsgericht
von Mecklenburg-Vorpom-
mern.

Keine Qualifikation

Nach der Verfassung von
Mecklenburg-Vorpommern
besteht das Verfassungsge-
richt aus sieben Mitgliedern,
von denen nur vier die Be-
fähigung zum Richteramt
haben müssen.

Soweit die Theorie. In der
Regel haben sie alle diese Be-

fähigung, was im Prinzip auch
zwingend notwendig ist,
denn wie wollen Laien ange-
sichts komplexer Rechtsfra-
gen, die die Verfassungsge-
richte zu entscheiden haben,
urteilen, ohne selbst entspre-
chende grundlegende Kennt-
nisse zu haben?

Unabhängig davon darf
nach dem deutschen Rich-
tergesetz nur der in ein Rich-
terverhältnis berufen wer-
den, der „die Gewähr dafür
bietet, dass er jederzeit für
die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung im Sin-
ne des Grundgesetzes ein-
tritt“. Spätestens hier wird
deutlich, dass Borchardt
nicht nur aufgrund ihrer
fehlenden beruflichen Kom-
petenz, sondern aufgrund
ihrer fehlenden charakterli-
chen Eignung völlig unge-
eignet ist, dieses Amt zu be-
kleiden.

Ohrfeige für SED-Opfer

Dass ausgerechnet im 30.
Jahr der Deutschen Einheit
eine SED-Vertreterin statt
juristischer Erfahrung nur
mit Kaderschmieden-Kennt-

nissen in das höchste Ver-
fassungsgericht gewählt
wird, ist unfassbar und ein
Skandal. Dass auch einige
Abgeordnete der CDU dafür
ihre Hand hoben – von SPD,
Linken und Grünen muss
man das erwarten – ist nicht
nachzuvollziehen. Es ist eine
Ohrfeige für die vielen SED-
Opfer in Deutschland.

Vertrauen in Gerichte
schwindet

Generell muss man leider
feststellen, dass das Vertrau-
en in Gerichte - ganz allge-
mein formuliert - heute im
Vergleich zu früheren Jah-
ren deutlich weniger ausge-
prägt ist. Das hat viele Grün-
de. Wenn aber jetzt
obendrein noch eine Verfas-
sungsfeindin, die einer
Gruppierung angehört, die
vom Bundesverfassungs-
schutz beobachtet und als
linksextremistisch bezeich-
net wird, in dieses Gericht
eintritt und damit in ein Ver-
fassungsorgan, dann wird
damit das Vertrauen in die
Unabhängigkeit der Justiz
schwer erschüttert.
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Erfreuliches Urteil

Bundesverfassungsgericht setzt EZB und EuGH Grenzen
(red). Mit Beschluss vom
4.3.2015 führte die Europä-
ische Zentralbank ihr Staats-
anleihe-Kaufprogramm
(PSPP) ein. Ziel der giganti-
schen Geldvermehrung war
es, die Inflationsrate auf ca.
2 Prozent anzuheben, den
Rückgang der Realzinsen
und die Stärkung der Kre-
ditvergabe des Geschäfts-
bankensektors zu erreichen.
Dieses Programm, verant-
wortet von Mario Draghi
(Italien), führte dazu, dass
Staatsanleihen in Höhe von
2292 Milliarden Euro (2,29
Billionen) aufgekauft wur-
den, ohne dass de facto ein
realer Gegenwert zu ver-
zeichnen wäre.

Risikoanleihen
ohne Ende

Gegen dieses PSPP-Pro-
gramm klagten unter ande-
rem der ehemalige CSU-Vize
Peter Gauweiler und der
Enkel von Konrad Adenau-
er, Patrick Adenauer. In
Kurzform dargestellt sahen
die Kläger darin eine durch
den EU-Vertrag nicht ge-
deckte Kompetenzanma-
ßung zu Lasten der Mit-
gliedsstaaten, indem die EZB
ihr geldpolitisches Mandat
überschreitet. Das Bundes-
verfassungsgericht hegte

ebenfalls Zweifel an der
Rechtmäßigkeit der Anlei-
heverkäufe und legte
daraufhin dem Europäi-
schen Gerichtshof (EuGH) im
August 2017 einen Frageka-
talog vor. Der EuGH sah im
Dezember 2018 jedoch kei-
nen Verstoß durch den An-
leihehandel gegen das Uni-
onsrecht.

Bei einer Anhörung im
Sommer 2019 hatte seiner-
zeit das Bundesverfassungs-
gericht schon kritisch ange-
merkt, dass die Folgen der
Niedrigzinspolitik für die Al-
tersvorsorge, oder aber auch
für Sparer, weitreichend sei-
en, so dass das Gebot der
Verhältnismäßigkeit in Fra-
ge stehe. Hinzu komme,
dass die EZB ihre Aufgaben
überschreite, indem sie die
Refinanzierungsbedingun-
gen für einige Mitgliedsstaa-
ten verbessere. Im politischen
Berlin wusste jeder, dass die
Anleiheaufkaufprogramme
im Prinzip den südeuropäi-
schen Staaten nutzten, wie
Italien Frankreich, Spanien,
die hoch verschuldet sind. Die
Finanzierungsbedingungen
müssten im Normalfall
allerdings gleichmäßig auf
alle Staaten verteilt sein, so
dass für alle gleichermaßen
Vor- oder Nachteile entste-
hen.

Wie Prof. Dr. Meyer von
der Helmut-Schmidt-Univer-
sität Hamburg erläuterte, sei
genau dies nicht der Fall,
denn es seien übermäßig
viele Staatsanleihen von den
Notenbanken Italiens 10,2
Prozent, Spaniens 8,1 Pro-
zent und Frankreichs 5,2
Prozent erworben worden,
während von den Niederlan-
den -8,1 Prozent und
Deutschland -3,6 Prozent zu
wenige angekauft wurden.
Dies sei, so Meyer, ein kla-
res ökonomisches Indiz
dafür, dass eine nicht durch
den währungspolitischen
Auftrag der EZB gedeckte
Stützung der Krisenstaaten
vorliegt.

Verfassungsrichter
Huber: „Willkürliche
EuGH-Entscheidung“

Auf das Urteil angespro-
chen hat Verfassungsrichter
Peter M. Huber aktuell noch
einmal nachgelegt, indem er
erklärte, dass das Verfas-
sungsrecht eines Landes so
lange gelte, so lange man
nicht in einem europäischen
Staat lebe. Es gebe einen
Staatenbund, einen gemein-
samen Rahmen, aber es
gebe keinen Bundesstaat
auf europäischer Ebene,
dem sich alles unterzuord-

nen hätten. Deshalb sei das
Urteil des EuGH „ultra vires“
also außerhalb der Kompe-
tenz des EuGH.

Der Versuch, den schran-
kenlosen Vorrang des EU-
Unionsrechtes durchzuset-
zen, ist mit der Ewigkeits-
garantie des Grundgesetzes
und auch vielen anderen
Länderverfassungen nicht
vereinbar. Huber fügte hin-
zu, dass Deutschland und die
meisten anderen Mitglieds-
staaten der EU gar nicht hät-
ten beitreten dürfen, wenn
es den von der EuGH ange-
nommenen schrankenlosen
Anwendungsvorrang des
Europarechts vor dem
Grundgesetz gebe.

Merz unterstützt
Bundesverfassungs-
gericht

Wenn die EU-Kommission
erkläre, dass europäisches
Recht immer Vorrang vor
nationalem Recht habe, so
sei dies, so der Unionspoliti-
ker Friedrich Merz, einfach
unzutreffend. So lange die
Mitgliedsstaaten die we-
sentlichen Träger des euro-
päischen Staatenverbundes
seien, hätten die nationalen
Verfassungsgerichte das
Recht und zugleich die
Pflicht, die EU-Handlungen

immer an den Maßstäben
des nationalen Verfassungs-
rechtes zu überprüfen.

Irmer: Urteil mit
Signalwirkung

Er begrüße ausdrücklich,
so der heimische Bundes-
tagsabgeordnete Hans-Jür-
gen Irmer, dieses Urteil, da
es ein Signal an die Adresse
derjenigen sende, die für
eine grenzenlose Staatsver-
schuldung, für Eurobonds,
für eine europäische Ar-
beitslosenversicherung zu
Lasten der deutschen Arbeit-
nehmer seien und die am
liebsten nationales Recht
aufgeben würden. Grüne,
SPD und die Linkspartei hät-
ten sich häufig genug für
eine Vergemeinschaftung
der europäischen Schulden
ebenso ausgesprochen wie
für eine europäische Ar-
beitslosenversicherung oder
jetzt aktuell für Eurobonds.

Solidarität mit Europa sei
wichtig und richtig. Auch
Deutschland wolle und müs-
se helfen. Das Ganze aber
in verantwortbaren Bahnen,
mit klaren Ansagen und
Rahmenbedingungen und
Auflagen sowie Rückzah-
lungsbedingungen. Alles
andere tauge nichts und
schade Deutschland.

Dänische Studien zeigen:

Je höher die
Sozialleistungen, desto
mehr Migration
(red). Im Grunde genommen
ist es ein offenes Geheim-
nis, dass der größte Teil der-
jenigen, die sich als Asylbe-
werber verstehen, nicht aus
politischen Gründen ver-
folgt werden, sondern we-
gen der hohen sozialen Leis-
tungen und Standards nach
Deutschland kommen. Von
politisch korrekten Men-
schen wird dies natürlich
vehement abgestritten. Lin-
ke und Grüne möchten eine
Politik der weit offenstehen-
den Türen, damit alle Pro-
blembeladenen dieser Welt
in Deutschland Unterschlupf
finden.

Lebenswirklichkeit

Einer Studie der Universi-
tät Princeton ist zu entneh-
men, dass ein kausaler Zu-
sammenhang zwischen
staatlichen Sozialleistungen
und Migration besteht. Die
Forscher untersuchten die
Sogwirkung von staatlichen
Sozialleistungen am Beispiel
Dänemarks. Je nachdem,
wer in Dänemark regiert
hat, wurden Sozialleistun-
gen abgebaut oder ausge-
baut. Während konservativ

bürgerliche Regierungen
kürzten, erhöhten sozialde-
mokratisch orientierte Lan-
desregierungen dieselben
Leistungen wieder für Mig-
ranten. Das Ergebnis ist, dass
bei einer Reduktion der So-
zialleistungen die Netto-Ein-
wanderung durch Dritt-
staatsangehörige deutlich
zurückgeht und dass, wenn
die Sozialleistungen wieder
angehoben werden, die Zu-
zugszahlen deutlich und
umgehend wieder anstei-
gen.

Eine weitere Studie für
Dänemark ergab, dass Ein-
schränkungen bei Familien-
nachzug und Familienzu-
sammenführungen einen
negativen Effekt auf die Mi-
gration zur Folge haben und
es darüber hinaus auch eine
Abwanderung von Migran-
ten gibt.

Es wäre daher an der Zeit,
Sozialleistungen im Rahmen
des rechtlich Möglichen –
leider hat das Bundesverfas-
sungsgericht hier Grenzen
gesetzt – in Deutschland zu
reduzieren, um damit die
Sogwirkung, den sogenann-
ten Pull-Effekt, zu reduzie-
ren.

Kubanische Ärzte weltweit im Einsatz

Humanitäre Geste Kubas oder ideologischer Missbrauch?
(red). Das Land, das von der
Organisation „Reporter
ohne Grenzen“ als lateina-
merikanisches Schlusslicht in
Sachen Pressefreiheit, der
Unterdrückung der Opposi-
tion, Entzug von Grundrech-
ten und politischen Zucht-
häusern bezeichnet wird,
versucht eine angebliche
Charme-Offensive derge-
stalt, dass in Zeiten der Co-
rona-Krise kubanische Ärz-
te ins Ausland geschickt
werden.

Kuba lässt sich Helfer
teuer bezahlen

So jubelte Italien 50 Hel-
fern zu, die Kuba nach Itali-
en geschickt hatte. Eine
scheinbar freundliche und
humanitäre Geste in Zeiten
der Not. Vergessen wird dar-
auf hinzuweisen, dass sich
Kuba diese Helfer teuer be-
zahlen lässt. Es ist ein sehr
einträgliches Geschäftsmo-
dell, das in rund 20 Ländern
zur Anwendung kommt. Die

Einnahmen aus der Vermie-
tung medizinischen Perso-
nals belaufen sich auf ca. 7
bis 10 Milliarden Dollar, so
die „Welt am Sonntag“ vor
wenigen Tagen.

Ausbeutung der Ärzte

Wie ein ärztlicher Ausstei-
ger berichtete, der aus ei-
nem Auslandseinsatz nicht
nach Kuba zurückkehrte,
sondern floh, erhält Kuba
etwa 80 Prozent des Gehal-

tes, das die Gastländer den
kubanischen Ärzten zahlen.
In Katar, das besonders
fürstlich entlohnte, behielt
Kuba rund 90 Prozent des
Gehaltes ein. Geht es nach
internationalen Maßstäben,
ist dies durchaus als Zwangs-
oder Sklavenarbeit zu be-
zeichnen.

Gefälschte
Patientenberichte

Der geflohene Arzt erklärte

auf Befragung, dass das ers-
te, was man ihm beige-
bracht habe, gewesen sei,
Patientenberichte zu fäl-
schen, um die statistischen
Vorgaben zu erfüllen.
Darüber hinaus habe es
nicht wenige Fälle gegeben,
in denen Patienten auf-
grund ihrer politischen Aus-
richtung Medikamente ver-
weigert worden seien.

Gysi lobt sozialistische
Diktatur

Im Rahmen einer Corona-
Debatte im Deutschen Bun-
destag sagte der neue au-

ßenpolitische Sprecher der
SED-Linkspartei, Gregor
Gysi, letzter Vorsitzender
der SED in der damaligen
DDR, dass man sich am Bei-
spiel Kubas eine Scheibe ab-
schneiden könne, denn
Kuba habe lange vor
Deutschland und der EU Ita-
lien geholfen. Abgesehen
davon, dass Deutschland
und die EU Italien geholfen
haben und weiter helfen
werden, hat Gysi vergessen,
darauf hinzuweisen, wie die
Arbeitsbedingungen der
Ärzte sind, dass sie ausge-
beutet werden und das von
einem sozialistischen Staat

(!). Vor allem hat er verges-
sen darauf hinzuweisen,
dass es sich bei Kuba um
eine Diktatur handelt, die
keine Pressefreiheit, keine
Menschenrechte, keine Un-
abhängigkeit der Justiz, son-
dern nur die Klassenjustiz
kennt. Ein Land, landschaft-
lich wunderschön, in dem
die Menschen seit über 50
Jahren darben und unter-
drückt werden. Dass sich
Gysi auf die Propaganda-
spiele Kubas einlässt, ver-
wundert angesichts der ei-
genen ideologischen Nähe
zu dieser sozialistischen Dik-
tatur nicht wirklich.
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(red). Vor rund zwei Jahren
feierte die Freie Universität
Berlin ihren 70. Geburtstag.
Sie wies darauf hin, dass sie
gegründet worden sei als
Antwort auf die Humboldt-
Universität im Ostteil Ber-
lins, die damals als SED-Ka-
derschmiede galt - daher Be-
tonung auf bundesdeut-
scher Seite als „Freie“ Uni-
versität. Das sollte, so der sei-
nerzeitige Präsident der FU
in Westberlin, die Antwort
auf die Verfolgung system-
kritischer Studenten sein.

Von den systemkritischen
Studenten ist heute keine
Rede mehr, denn als die FU
Berlin bei der Pekinger Uni-
versität (PKU) Gelder ein-
warb für einen Lehrstuhl in
Berlin ließ man bei der An-
tragsbegründung diesen Pas-
sus der Einfachheit halber

Peinliche Anbiederung der Freien Universität Berlin
an die Peking Universität in China

weg. Man wies lediglich dar-
auf hin, dass die FU als Ant-
wort auf die Humboldt-Uni-
versität gegründet wurde:
Die seinerzeitigen verfolgten
systemkritischen Studenten in
Ostberlin oder die in Peking
kein Thema. Es könnte ja den
„Frieden“ stören.

Pikant am Rande, dass die
PKU diejenige Universität in
China ist, weil sie eine hohe
Bedeutung für die kommu-
nistische Partei hat, in der
es im Bereich der akademi-
schen Freiheit in Form von
Rauswürfen von Akademi-
kern oder Exmatrikulation
von kritischen Studenten
viele entsprechende Vorfäl-
le gegeben hat, weil die
PKU, wie die „Welt am Sonn-
tag“ berichtete, die Kader-
schmiede für das repressive
chinesische Regime darstellt.

Chinesisches Recht in
Berlin

In dem Vertrag zum Auf-
bau eines Lehramtsstudien-
ganges für Chinesisch, der
von Peking finanziert wird,
gab es in dem Vertrag eine
Passage, wonach sich die FU
Berlin verpflichtete, hier-
zulande (!) chinesisches
Recht einzuhalten. Wenn
dies nicht geschehe, könne
die chinesische Organisati-
on Hanban, laut Bundesre-
gierung ist diese der Propa-
gandaabteilung der Kom-
munistischen Partei unter-
stellt, die Mittel von einer
halben Million Euro zurück-
fordern. Dieses Abkommen,
so echte China-Experten,
gebe den Chinesen erhebli-
che Möglichkeiten zur Ein-
flussnahme dahingehend

sogar, dass kritische Kom-
mentare von Studenten in
Berlin bei ihrer Rückkehr
nach China strafrechtlich re-
levant und geahndet wer-
den können.

Verantwortlich für den
Vertrag der damalige FU-
Präsident Peter André Alt,
mittlerweile Chef der Hoch-
schulrektorenkonferenz
(HRK).

Auf die Kritik angespro-
chen, erklärte dieser ledig-
lich lapidar, dass ihm die
Wissenschaftsfreiheit am
Herzen liege. Freiheit und
China sind allerdings unauf-
lösliche Gegensätze.

Eine peinliche Aussage,
genauso wie die des langjäh-
rigen FU-Vizepräsidenten
Mühlhahn, Sinologe in Ber-
lin, der chinesischen Medien
gerne Interviews gibt, die nur

noch als peinlicher Kotau (Un-
terwerfung) zu bezeichnen
sind, wenn er beispielsweise
erklärt, dass die Welt Chinas
Öffnungspolitik bewundere.

Nur am Rande sei er-
wähnt, dass er zumindest bis
vor kurzem im Beirat einer
Berliner Beratungsfirma
war, die sich auf China spe-
zialisiert hat.

Dabei hat er einen Vor-
trag darüber gehalten, wie
Staaten ihr Image verbes-
sern können. Am einfachs-
ten dadurch, dass Men-
schenrechte eingehalten
werden, Presse- und Mei-
nungsfreiheit gilt und eine
unabhängige Justiz urteilen
kann sowie unterschiedliche
Parteien bei echten Wahlen
antreten können, um die
Bürger darüber abstimmen
zu lassen, wer

Frank Steinraths, MdL

Entspannung für Schüler, Schulen, Kinder und Eltern
Kitas im Notbetrieb, Schu-
len geschlossen, Schüler im
Heimunterricht. Das war im
März und April das Bild in
Hessen und ganz Deutsch-
land. Geschuldet war es dem
Ausbruch des Coronavirus
und der weltweiten Pande-
mie. „Die Schließung vieler
öffentlicher Einrichtungen
war absolut notwendig zum
Schutz der Bevölkerung. Wir
konnten und wollten es
nicht riskieren, dass sich Kin-
der und Schüler anstecken
oder ihre Eltern. Die Infek-
tionskette wäre endlos ge-
wesen. Durch die Maßnah-
men konnten wir erfolg-
reich die Ansteckungsrate,
Stichwort ‚flatten the cur-
ve‘, reduzieren“, berichtet
der Landtagsabgeordnete
Frank Steinraths.

Seit mehr als zehn Wo-
chen meistern viele Famili-
en in der Corona-Pandemie

eine außergewöhnliche Si-
tuation. Das häusliche Ler-
nen der Kinder muss mit
dem Berufsalltag organisiert
werden, gleichzeitig erfolgt
die Betreuung jüngerer Ge-

schwisterkinder und irgend-
wie natürlich auch die Erle-
digung alltäglicher Arbeiten
und Pflichten. „Dafür ge-
bührt allen Eltern, Lehrkräf-
ten, Sozialpädagogen sowie
der Schulverwaltung Aner-
kennung und Dank“, so
Steinraths.

„Wir haben zu Beginn der
Pandemie schnell und ent-
schlossen gehandelt. Durch
diese Entschlossenheit konn-
ten die Menschen unserem
Krisenmanagement vertrau-
en. Das war in diesen Zeiten
ein wichtiger Punkt für den
Erfolg. Der Zusammenhalt
und die Disziplin der Men-
schen außerordentlich“, er-
klärt der Abgeordnete.

Während der Schulschlie-
ßung wurde das Abitur, un-
ter Einhaltung der Vor-
schriften, geschrieben. Auch
an anderen Schulformen
wurden die Abschlussprü-
fungen abgehalten.
Entgegen einiger Bedenken
liefen diese Prüfungen alle
reibungslos bei einer Teil-
nehmerquote von über 96
Prozent. Die Teilnahme war
den Schülern freigestellt.
„Die Digitalisierung hat in
dieser Zeit auch einen rie-

sen Sprung nach vorne ge-
macht. So wurden 300 Schu-
len mit dem Schulportal ver-
bunden, um das Lernen von
zu Hause zu ermöglichen“,
führt Steinraths aus. Auch
erwies sich die Notbetreu-
ung an Schulen und in Kitas
als Erfolg.

Seitdem die Schulen Ende
April langsam wieder öffnen,
werden auch alle nötigen
Hygiene- und Abstandsregeln
eingehalten. „Lehrer wie
Schüler halten sich vorbildlich
an die nötigen Maßnahmen.
Der Unterricht kann so rela-
tiv normal abgehalten wer-
den. Dafür erhielten die Schu-
len insgesamt 1,5 Millionen
Mundschutzmasken sowie
Tausende Liter Desinfektions-
mittel“, so der Abgeordnete.

Die neuen Erfahrungen
werden in den künftigen
Unterricht mit einfließen.
Gerade im Bereich der Digi-

talisierung gab es einen sehr
großen Schub. „Insgesamt
stocken wir die Mittel des
Digitalpakts Schule auf nun
142 Millionen Euro auf“, er-
gänzt Steinraths.

Bezüglich der Kleinsten
unter uns hat das Land ent-
schieden, dass die Kitas ver-
antwortungsbewusst wieder
ab dem 2. Juni geöffnet wer-
den sollen. Dabei liegt die
Entscheidung vor Ort bei
den Gemeinden und Kitas
selbst, um individuell die
bestmögliche Lösung anbie-
ten zu können. „Dabei gel-
ten neben den Hygiene- und
Abstandsregeln vor allem
ausreichend Platz und genü-
gend Personal. Es wird also
in der jeweiligen Kita ent-
schieden, wann und wie vie-
le Kinder wieder in die Ein-
richtung gehen können“,
schließt der Abgeordnete
ab.

Berlin dank Corona ein Paradies für Kriminelle
(red). Verzweiflung pur bei
der Berliner Polizei. Wäh-
rend die Polizei im Einsatz
ist, um Corona-Verstöße
aufzunehmen, können sich
Kriminelle ohne große Sor-
ge frei bewegen und ihren
kriminellen Geschäften
nachgehen. Ein hochrangi-
ger Mitarbeiter des Berliner
Landeskriminalamtes erklär-
te in einem Gespräch mit

der Zeitung „Die Welt“, dass
er und seine Kollegen die
Kriminellen nicht mehr fest-
nehmen dürften, da die Ber-
liner Staatsanwaltschaft an-
gesichts der Corona-Krise
ihre Arbeit weitgehend ein-
gestellt  habe. Neue Haft-
befehle würden kaum noch
ausgestellt. Die Justiz sei so
gut wie nicht mehr erreich-
bar. Die Staatsanwaltschaft

habe mit Beginn der Coro-
na-Krise ihre Arbeit zu 80
Prozent niedergelegt, die
Generalstaatsanwaltschaft
Berlin sogar zu 90 Prozent.
Gerichte seien kaum noch
erreichbar.

Die Justizangestellten sei-
en bei voller Bezahlung zu
Hause, weil dies von der Ber-
liner Landesregierung so an-
geordnet sei. Da die Rück-

ständigkeit Berlins im Be-
reich der Digitalisierung
„grandios“ ist, ist es über-
spitzt formuliert nichts an-
deres als bezahlter Heimur-
laub, von Home-Office kann
kaum die Rede sein.

Darüber hinaus sei fest-
zustellen, dass neben der
verzögerten Bearbeitung
neuer Verfahren auch die
Vollstreckung von rechts-

kräftig verhängten Freiheits-
strafen von weniger als drei
Jahren bis zum 15.7.2020
aufgeschoben sei. Dies be-
deute, dass Sexualtäter, Räu-
ber oder Drogendealer mit
einer Freiheitsstrafe von un-
ter drei Jahren aktuell nicht
hinter Gitter gebracht wer-
den könnten, obwohl sie
einsitzen müssten. Berlin im
Jahr 2020.

Keine Fahrverbote für Motorräder
(red). Der Bundesrat hatte
nicht zuletzt auf Betreiben
des grünen Verkehrsminis-
ters von Baden-Württem-
berg den Beschluss gefasst,
wonach es denkbar ist, dass
an Sonn- und Feiertagen ein
Fahrverbot für Motorräder
ausgesprochen wird. Einen
solchen Beschluss werde es
mit der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion definitiv nicht

geben, erklärten der ver-
kehrspolitische Sprecher,
Alois Rainer, und der heimi-
sche Bundestagsabgeordne-
te Hans-Jürgen Irmer. Natür-
lich gebe es hin und wieder
das Problem zu lauter Mo-
torräder. Es handle sich
dabei aber um Einzelfälle.
Man dürfe die Hunderttau-
sende von Motorrad-Fans,
die sich gesetzes- und regel-

konform verhalten, nicht
bestrafen, indem man eini-
ge Unvernünftige zum Maß-
stab nehme. Sinn ergeben
ohne jeden Zweifel verstärk-
te und gezielte Kontrollen
an bestimmen Strecken, die
es auch im Lahn-Dill-Kreis
gebe, sowie ggf. auch hö-
here Strafen. Eine ganze
Szene unter Generalver-
dacht zu stellen, sei jedoch

völlig unverhältnismäßig.
Ein solches Fahrverbot, so

die beiden CDU-Politiker,
stelle einen gravierenden
Eingriff in die persönlichen
Freiheitsrechte der Men-
schen dar. Genauso überzo-
gen sei die Forderung der
Länder nach einer Pflicht
zum Führen eines Fahrten-
buches. Auch hier würden
sämtliche Motorradfahrer

unter Generalverdacht ge-
stellt.

Mit der gleichen Argu-
mentation könne man dann
auch auf die Idee kommen,
Pkw-Fahrer zum Führen ei-
nes Fahrtenbuches zu ver-
pflichten, da es natürlich
auch unter diesen schwarze
Schafe gebe. Mit der Union
sei dies jedenfalls nicht zu
machen

Wetzlar in Aquarellen und Skizzen
(red). Die gebürtige Wetz-
larerin Doris Jung-Rosu hat
ein 96 Seiten starkes Buch
über Wetzlar verfasst. Wetz-
lar ist Optikstadt, Goethe-
stadt, Fachwerkstadt, Indus-
triestadt - eine Stadt mit vie-
len liebenswerten Ecken
und Plätzen. Eine wechsel-
volle Geschichte hat überall
ihre Spuren hinterlassen:
Am Dom, an der Stadtmau-
er, an der Lahnbrücke, an
den Türmen, an reizvollen
Parkanlagen und mit vielen
verschiedenen Baustilen. Im
Laufe von zehn Jahren hat
die Ehringshäuserin weit
über hundert Aquarelle ge-
malt und zahlreiche Skizzen,
meist in nur wenigen Minu-
ten, gefertigt.

Dieses Buch enthält die
schönsten davon, eingebettet
in einen informativen Rund-
gang durch die Stadt. Er führt

durch die bekannten Anla-
gen, die nach den Partner-
städten benannt wurden und
erreicht alle Plätze wie den
Eisenmarkt, den Fischmarkt,
den Schillerplatz, Steighaus-
platz, Domplatz und Korn-
markt. Die Aquarelle sind so-
wohl nach historischen als
auch nach aktuellen Fotos
entstanden. Die Skizzen sind
zumeist auf Streifzügen
durch die Stadt innerhalb
weniger Minuten festgehal-
ten worden. Die Lahn spielt
ebenso eine große Rolle wie
die wundervollen Fachwerk-
häuser überall in der Stadt.
Auch die 3-Türme-Wande-
rung ist beschrieben und be-
bildert.

Das Buch ist 21 x 21 cm
groß und kostet 16 Euro. Es
ist im Wetzlarer Buchhandel
oder unter 06443 2027
(Rosu) erhältlich.

-Anzeige-
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Dr. Jürgen Lenzen, Fraktionsvorsitzender der CDU Aßlar

Kulturdenkmal = Kindertagesstätte – Geht das?

Am 4.5.2020 hat die Stadt-
verordnetenversammlung
mit Stimmen der FWG, SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
den Rückkauf des Kultur-
denkmals „Alte Schule“ be-
schlossen. Die CDU-Fraktion
konnte dem Kauf und der
geplanten Umwidmung in
eine Kindertagesstätte
(Kita) nicht zustimmen, da
wichtige Unterlagen und In-
formationen durch den neu-
en Bürgermeister der Stadt
Aßlar, Christian Schwarz, vor
der Abstimmung vorenthal-
ten wurden. Damit sind not-
wendige Beratungen im
Bau- und Hauptausschluss
umgangen worden. Eine
Missachtung des Parlaments
und der Gremien.

Mit der uns versproche-
nen Offenheit des neuen
Bürgermeisters scheint es
somit nur bis zu einem ge-
wissen Punkt zu reichen.
Und darüber bin ich auch
persönlich sehr enttäuscht.
Schon seit Mai 2018 beschäf-
tigen sich die Gremien der
Stadt Aßlar mit der zukünf-
tigen Nutzung der in den
Jahren 1896/1897 erbauten
„Alten Schule“, Mittelweg
16 in Aßlar. Zunächst wurde
ein Bebauungsplan mit dem
Ziel beschlossen, dem Eigen-
tümer eine zusätzliche Be-
bauung auf dem Grundstück
unter Wahrung der Belan-
ge des Denkmalschutzes zu
ermöglichen.

Da die Nutzung der Gast-
stätte aufgrund fehlender
Wirtschaftlichkeit nicht wei-
ter möglich war, sollte so-
wohl eine gewerbliche wie
wohnwirtschaftliche Nut-
zung des Gebäudes möglich
gemacht werden. Ausdrück-
lich sollten auch Anlagen für
soziale Zwecke zulässig sein.
Im Kaufvertrag vom
4.4.2000 hatte sich die Stadt
Aßlar die Möglichkeit der
Rücknahme des Grundstücks
gesichert, daher wurde be-

schlossen zunächst abzuwar-
ten, bis der Gutachteraus-
schuss für Immobilienwerte
den aktuellen Marktwert
des Anwesens ermittelt hat.
Auf der Basis dieses Werts
von 510.000 Euro empfah-
len Bau- und Hauptaus-
schuss der Stadt Aßlar mehr-
heitlich den Rückkauf des
Anwesens „Alte Schule“ und

vorrangig eine Prüfung der
Nutzung als Kindertages-
stätte.

Die „Corona-Krise“ mach-
te dann weitere Beratungen
in den Gremien unmöglich.
Dennoch wurde mit dem
Hessischen Wirtschaftsminis-
terium schon über die För-
dermittel verhandelt, was
nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen zugesagt wur-
de.

Am 28.4.2020 sollte da-
rüber im Hauptausschuss
beraten werden. Hier war
zu erfahren, dass eine mitt-
lerweile ebenfalls erstellte
Machbarkeitsstudie ergeben
habe, dass die Nutzung der
„Alten Schule“ als Kita mög-
lich sei. Diese Studie war
aber bis dahin den Gremien
nicht vorgelegt worden. Auf
ausdrücklichen Wunsch der

CDU-Fraktion wurde sie dem
Protokoll der Sitzung ange-
hängt, war aber somit nur
den Mitgliedern des Aus-
schusses, nicht aber allen
Parlamentariern zugänglich.

Und man wird wissen wa-
rum, denn diese Studie ent-
hält einiges an Brisanz. Die
vorhandenen Nutzflächen
von insgesamt 340 Quadrat-

metern reichen für die ge-
planten drei Kita-Gruppen
bei weitem nicht aus (Min-
destflächenbedarf 354 Qua-
dratmeter, als optimal wer-
den 750 Quadratmeter an-
gesehen). Das bedeutet, es
muss zwingend ein Anbau
an das bestehende Bau-
denkmal erfolgen. Das wur-
de bislang nicht beraten!
Und die Studie listet weite-
re 17!! sichtbare Einschrän-
kungen zur Nutzung als Kin-
dertagesstätte auf – und das
nach nur einer einzigen!
Begehung des Objekts. Ana-
lysen zur Schadstoffbelas-
tung (z.B. auch bezüglich
der asbesthaltigen Beda-
chung) oder zu notwendi-
gen Maßnahmen des Brand-
schutzes liegen ebenfalls
nicht vor. Besonders erwäh-
nenswert ist auch, dass eine

Kindertagesstätte zum
Schutz der Kinder komplett
umzäunt werden muss. Ein
Zaun um dieses so prägen-
de Kulturdenkmal mitten in
Aßlar, da mag jeder selbst
entscheiden, was er davon
hält. Und wo soll auf dem
Grundstück das notwendige
Freigelände für das Spielen
und Bewegen der Kinder
entstehen?

Ein weiterer wichtiger
Punkt ist die Finanzierung.
Unser Fraktionsmitglied Ger-
hard Schlier, vereidigter
Sachverständiger für Immo-
bilienwerte, hat gemäß des
Baukosten-Informations-
Zentrums der Deutschen Ar-
chitektenkammer errechnet,
dass die fiktiven Neubaukos-
ten einer Kita optimaler
Größe (750 Quadratmeter)
bei ca. 1,4 Millionen Euro
liegen, der im Haushalt der
Stadt Aßlar geplante Ge-
samtaufwand wird aber auf
2,73 Millionen Euro festge-
legt, quasi das Doppelte!
Ganz zu schweigen von den
Folgekosten, die bisher
ebenfalls nicht errechnet
wurden.

Da die Nutzung der „Al-
ten Schule“ als Kindertages-
stätte sowohl von der Mach-
barkeit als auch aufgrund
der sehr angespannten fi-
nanziellen Situation der
Stadt Aßlar sehr zweifelhaft
ist, konnten wir wegen der
nicht ausreichenden Bera-
tungsmöglichkeit weder
dem Kauf noch der Umwid-
mung zustimmen.

Da wir schnell eine Platz-
lösung für unsere Kinder
benötigen, wäre ein Neubau
aus unserer Sicht die sinn-
vollere und sicher auch kos-
tengünstigere Maßnahme.
Hierzu sind ja auch schon
Lösungen angedacht und
beraten worden. Wir wer-
den darauf drängen, dass
Alternativen ebenfalls dis-
kutiert werden.

Kulturdenkmal „Alte Schule“ Aßlar

CDU-Gemeindeverband Biebertal
gratuliert Andreas Heuser
(S.L.) Der CDU-Gemeinde-
verband Biebertal gratuliert
Andreas Heuser zu seiner
Kandidatur für die Bürger-
meisterwahl in Wettenberg.
Als langjähriges Vorstands-
mitglied im Gemeindever-
band, wie auch in seiner Zeit
als Vorsitzender 2015 und

2016, wird Andreas Heuser
seitens des Vorsitzenden der
CDU-Biebertal, Sascha Lem-
ber, als einen zupackenden
und seinen Werten immer
treubleibenden Kollegen
beschrieben, der bedin-
gungslos zu seinem Wort
stehe. Andreas Heuser

Auch werde ihn die ge-
samte CDU-Biebertal bei sei-
ner Kandidatur in Wetten-
berg in jeder Hinsicht voll
und ganz unterstützen und
freue sich bereits jetzt auf
eine gute Zusammenarbeit
der CDU im Gleiberger Land.

CDU Braunfels begrüßt Magistratsvorlage zum Erlass der
Kindergartengebühren - CDU will Familien entlasten
(S.K.) Die CDU-Stadtverordne-
tenfraktion begrüßt die Vor-
lage des Magistrats der Stadt
Braunfels zur nächsten Stadt-
verordnetenversammlung
am 28.5., die den Erlass der
monatlichen Kindergarten-
gebühren während der Co-
rona-Krise beinhaltet. Bisher
haben Bürgermeister Christi-
an Breithecker (parteilos) und
der Magistrat beschlossen,
die Gebühren der Kinderbe-
treuung auszusetzen.

Dies bedeutet, dass die Ge-
bühren ab April bis zum Ende
der Notbetreuung nicht ein-
gezogen werden, aber nach-
gefordert werden könnten.
Um diese tatsächlich zu er-
lassen, ist ein Beschluss der
Stadtverordnetenversamm-
lung notwendig.

Nach dem Willen von Ma-
gistrat und der CDU-Stadtver-
ordnetenfraktion sollen in
Braunfels für die Dauer der
Schließung von Kindergärten

in der Corona-Krise keine Ge-
bühren für die Kinderbetreu-
ung erhoben werden. Für den
Monat März können Eltern

gar mit einer anteiligen Rück-
erstattung rechnen, so die Be-
schlussvorlage. „Wir wollen
die Familien in der aktuell für
alle sehr schwierigen Situati-
on nicht zusätzlich finanziell
belasten.

Wo keine Leistung stattfin-
det, kann auch keine Gebühr
erhoben werden“, erklärte
der CDU-Fraktionsvorsitzen-

de Sascha Knöpp gegenüber
dieser Zeitung.

Auch soll nach den Vorstel-
lungen der Christdemokraten
der Gebührenerlass für El-
tern, deren Kinder in der Not-
betreuung betreut werden,
gelten. „Wir wollen damit ein
Zeichen der Anerkennung für
die Menschen in sicherheits-
oder gesundheitsrelevanten
Berufen, deren Kinder not-
betreut werden, setzen. Da-
her werden wir einen Ände-
rungsantrag stellen“, so
Knöpp weiter. Die CDU un-
terstützt damit ausdrücklich
die Vorlage des Magistrates
der Schlossstadt und hofft auf
eine breite Mehrheit für ihre
Ziele in der Sitzung der Stadt-
verordneten am 28.5. „Gleich-
zeitig bitten wir auch die
kirchlichen Träger von Kinder-
betreuungseinrichtungen in
Braunfels, dem Beispiel der
Stadt zu folgen“, so Hans-
Werner Maurer (CDU). Die fi-

nanziellen Auswirkungen des
Gebührenerlasses beziffert
die CDU-Stadtverordneten-
fraktion auf rund 15.000
Euro monatlich. Der Haus-
haltsplan 2020 der Stadt
Braunfels weist mit 250.000
Euro im Ergebnishaushalt
notwendigen finanziellen
Spielraum aus. Zuletzt sahen
sich Bürgermeister und
Stadtverwaltung in Sozialen
Medien Kritik bezgl. der ei-
nige Tage späteren Öffnung
von Spielplätzen in Braun-
fels ausgesetzt. Hier lobt die
CDU-Fraktion das Vorgehen,
denn jeder Spielplatz wur-
de nach mehr als sechswö-
chiger Schließung durch den
Bauhof begangen, um der
Verkehrssicherungspflicht
nachzukommen. „Unsere
Kinder können jetzt auf si-
cheren Spielplätzen schau-
keln, klettern und toben.
Genauigkeit vor Schnellig-
keit“, so Knöpp.

Sascha Knöpp

Neuer Schwung im Union-Chor - „Chor meets Rock“
(red). Mit Schwung geht
der Union-Chor mit einer
neuen Chorformation
„Chor meets Rock“ an die
Öffentlichkeit. Ziel ist das
gemeinsame Singen im ge-
mischten Chor aus den Be-

reichen Rock, Pop, Punk und
Jazz. Jedermann, auch wenn
er keine Notenkenntnisse
hat, ist herzlich eingeladen,
an den Proben unverbind-
lich teilzunehmen, einfach
einmal hineinzuschnuppern.

Die Proben finden jeden
Mittwoch um 19.45 Uhr im
Mehrgenerationenhaus der
Caritas in Wetzlar-Dalheim,
Hohe Straße 13, statt.

Aufgrund der aktuellen
Corona-Lage sind die

Übungsstunden ausgesetzt.
Sie werden allerdings, so
Vorsitzender Egon Eckes,
sobald es irgend möglich
ist, wieder starten.

Nähere Informationen
unter 06441/380554
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MdB Irmer besuchte IGS Braunfels

Geplante Baumaßnahmen aus einem Guss durchziehen

MdB Irmer (rechts) im Gespräch mit Schulleiter Michael
Obermann (Mitte) und Markus Dietz.

(red). Um sich über den ak-
tuellen Stand der Umbauar-
beiten zu informieren, war
CDU-Bundestagsabgeordne-
ter Hans-Jürgen Irmer jetzt
zu Besuch in der IGS Braun-
fels. Nach Aussage des Krei-
ses, so in der heimischen
Presse im letzten Jahr zu le-
sen, soll dort für 3,3 Millio-
nen Euro ein Gebäude er-
neuert, eine Fassaden- und
Innenraumsanierung sowie
Brandschutzmaßnahmen
durchgeführt sowie ein
neues Dach aufgebracht
werden. Die Sanierung des
Gebäudeteils A solle in drei
Bauabschnitten erfolgen
und bis Ende 2020 fertig
sein. Davon, so Schulleiter
Michael Obermann und
Schulleitungsmitglied Mar-
kus Dietz, sei man leider
noch ein ganzes Stück weit
entfernt. „Derzeit sind wir
noch am 1. Abschnitt“, so

Obermann. Man gehe
davon aus, dass im Sommer
2022 erst die Kompensati-
onsbauten wie Aula, Infor-
mationszentrum und Räum-
lichkeiten für inklusive Be-
schulung angegangen wer-
den können. Danach der
Verwaltungsbereich bis
ca.2026. Dies sei mit viel
Geduld und Nachsicht
der Schüler- und Eltern-
schaft verbunden und
verlange auch von den
Lehrkräften immense
Einschränkungen im lau-
fenden Schulbetrieb.
Immerhin seien unter
normalen Umständen –
die das Coronavirus
derzeit außer Kraft setzt-
täglich 1000 Personen
betroffen. Leider fehle es
scheinbar auch an der
konsequenten und zügi-
gen Umsetzung der bis-
herigen Baumaßnah-
men, da es in der boo-
menden Baukonjunktur
an qualifizierten Hand-
werkern fehle. An man-
chen Tagen und Wochen
tue sich überhaupt nichts
oder es werkele ein Ar-
beiter allein vor sich hin.

Die Schule habe nach
wie vor keine ausreichen-
de Außensportanlage
und sei diesbezüglich im
Vergleich mit anderen
Schulen deutlich im Hin-
tertreffen. „Leichtathletik ist
hier seit Jahren nicht mehr
möglich“, so Obermann.
Ebenso bleibe eine fehlen-
de attraktive Schulhofge-
staltung für die Schüler so-
wie auch mangelnde Park-
platzkapazitäten ein bren-
nendes Alltagsthema, zumal
die CKS als Ausbildungsschu-
le regelmäßig Seminare im
Haus habe und auch die Zahl
der Teilhabeassistenten ste-
tig zunehme. „Wir brauchen
einen Generalplan, der zeit-
gemäße Anforderungen für
den Bildungsstandort Braun-
fels spiegelt und nicht als

Stückwerk zur „Never Endig
Story“ wird“, so der Schul-
leiter. Vor allem müssen
neue Erkenntnisse und Ent-
wicklungen kommuniziert
und als Entscheidungspara-
meter Berücksichtigung fin-
den. Die Coronakrise und
Friday for Future-Debatte

biete genug Hintergrund,
um vorausschauende Impul-
se einzubeziehen.

Sinnvoll wäre es auch,
beispielsweise Leerrohre für
die E-Mobilität zu schaffen,
sei es für Kollegen, die mit
einem E-Auto kommen oder
für E-Bikes der Schüler, wo-
bei auch hier die Frage zu
stellen sei, inwieweit ent-
sprechende Fahrradabstell-
plätze in der Gesamtpla-
nung vorhanden seien. Ein
entsprechender Informati-
onsaustausch sei notwendig,
denn die gesamte Schule
suche den Konsens, sei ziel-

orientiert und wolle in Ab-
sprache mit dem Schulträ-
ger das Beste für die Schü-
ler erreichen.

Bezugnehmend auf die
Corona-Pandemie habe man
durch das Kultusministerium
bislang ein hohes Maß an
pädagogischer Gestaltungs-

freiheit erhalten, um die
Schülerschaft verantwor-
tungsbewusst und situativ
angemessen durch das zwei-
te Schulhalbjahr zu führen.
Nach den Osterferien hät-
ten die rund 120 Schüler der
Abschlussklassen ordnungs-
gemäß den Unterricht auf-
genommen. Das Home-
schooling setze für alle Be-
teiligte freilich neue Maß-
stäbe und sei eine Heraus-
forderung an die gegebene
Infrastruktur im schulischen
wie im häuslichen Bereich.
Den Schülerinnen und Schü-
lern sowie den Eltern gebüh-

re dafür Respekt und Aner-
kennung. Der immer wieder
in der Vergangenheit geäu-
ßerte Zweifel an der IT-Kom-
petenz innerhalb von Grup-
pen in der Lehrerschaft,
habe sich nun endgültig als
propagierter Unsinn erwie-
sen. „Die Kolleginnen und

Kollegen machen das
gut! Es ist aber auch
überall angekommen“,
so Obermann, „dass die
Digitalisierung mit an-
deren Größenordnun-
gen in der Schule Ein-
zug nehmen muss.“

Zur Einhaltung des
umfangreichen Infekti-
onsschutzes habe man
mit viel Eigeninitiative
dafür gesorgt, dass
Masken und Hygiene-
artikel vorhanden sei-
en. In den letzten Ta-
gen habe der Schulträ-
ger eben-falls reagiert,
so dass man mit Provi-
sorien bis zur Sommer-
pause gut hinkommen
könne. Generell aber
müsse man für die Hy-
gienestandards achtsa-
mer sein und flächend-
eckend deutlich mehr
tun. Das gelte im Übri-
gen auch für die Frage
von warmem und kal-
tem Wasser. Im geplan-
ten Sanierungs- und
Neubau seien keine

Waschbecken in den einzel-
nen Klassenräumen mehr
vorgesehen. Hier müsse um-
gedacht werden. Flächend-
eckend, das gelte auch für
andere Schulen, gebe es ent-
sprechenden Investitionsbe-
darf.

Die Schule selbst, so Ob-
ermann abschließend, sei
gut aufgestellt. Die Schüler-
zahlen lägen stabil bei 930,
so dass man durchgängig
sechszügig sei. Allerdings
freue man sich auf die Zeit,
wo der Schulbetrieb wieder
im Normalzustand möglich
sei.

Heisterberger Weiher

Vier Jahre für eine Turnhalle
(red). Wenn die Mitglieder
der CDU-Kreistagsfraktion
Schulbesuche durchführen,
wird bei allem Positiven häu-
fig beklagt, dass vorgesehe-
ne Schulbau- oder Sanie-
rungsmaßnahmen immer
wieder gestreckt, verzögert
werden und nicht im vorge-
sehenen Zeitrhythmus ge-
baut wird, dass einzelne
Maßnahmen über längere
Abschnitte durchgeführt
werden, statt aus einem
Guss eine grundsätzlich ge-
plante Maßnahmen durch-
zuziehen.

Beredtes Beispiel außer-
halb des Themas Schule ist
die Turnhalle am Freizeit-
heim am Heisterberger Wei-
her, idyllisch gelegen, gut zu
erreichen, umgeben von
herrlicher Natur.

Turnhalle abgebrannt

Im Sommer 2016 kam es
zu einem Brand. Die Turn-
halle wurde angezündet.
Die Ursache oder Verursa-
cher konnte von den Spezi-
alisten des LKA leider nicht
ermittelt werden. Im August
2016 wurde die Halle abge-
rissen. Im gleichen Monat
bat die CDU die Kreisregie-
rung, im zuständigen Fach-
ausschuss einen Bericht
darüber abzugeben, wie der
aktuelle Stand ist und for-
derte gleichzeitig den Wie-
deraufbau der Turnhalle, die
für ein Freizeitheim unver-
zichtbar ist. Im August 2016
erklärte der Kreis, dass man
die Kosten für den Wieder-
aufbau auf 1,2 Millionen
Euro schätze. Davon werde
die Brandschutzversiche-
rung 80 Prozent tragen, so
dass beim Kreis 20 Prozent
verbleiben würden.

Aus Sicht der CDU-Kreis-
tagsfraktion, so die Driedor-
fer Abgeordnete Elke Würz,
sei dies ein Betrag, der zu
schultern und auch gut an-
gebracht sei, denn im Frei-
zeitheim Heisterberg wür-
den in der Regel Freizeiten
stattfinden, Fortbildungen,
eine Art Schullandheimauf-
enthalte, Veranstaltungen
der Kinder- und Jugendab-
teilung des Kreises und vie-
les andere mehr. In der Ver-
gangenheit sei das Heim gut
genutzt worden, auch wenn
im Jahr 2015 und 2016
zeitweise dort unbegleitete
minderjährige Asylbewerber
untergebracht gewesen sei-
en.

Neuwert 606.000 Euro

Im April 2017 berichtete
der Kreisausschuss, dass die
in den Jahren 1978/79 ge-
baute Halle einen Substanz-
wert von 330.000 Euro habe.
Da man eine entsprechende
Versicherung zum Neuwert
mit Risikoaufschlag habe,
habe ein Gutachten 606.000
Euro erbracht, wobei aus
Sicht des Kreises dieser Be-
trag zu niedrig sei.
Schließlich einigte man sich
auf seinerzeit 706.000 Euro,
die von der Versicherung zu
tragen waren. Im Mai 2017
riet der Landrat vom Bau-
beginn im Herbst 2017 ab.
Man wolle im Frühjahr 2018
beginnen. Im Dezember
2017 erklärte Kreisbeigeord-
neter Aurand (SPD), dass
man mit der Ausschreibung
noch drei Monate warten
wolle, um bessere Preise zu
bekommen. Im Februar 2018
erklärte Landrat Schuster,
dass der Start des Neubaus
im Frühjahr 2018 erfolgen

solle, so dass dann im Mai
2019 die Fertigstellung
rechtzeitig vor Saisonbeginn
erfolgt sei.

Im April 2018 schätzte der
KA die Kosten auf 1,1 Milli-
onen Euro. Kreistagsabge-
ordnete Katja Silbe (CDU)
fragte nach, ob denn die Dif-
ferenz von der Erstattung
des Brandversicherers bis zu

den endgültigen Kosten
vom Kreis zu tragen sei. Dies
wären ja dann knapp 40 Pro-
zent im Vergleich zu den ur-
sprünglichen 20 geplanten
Prozent. Dies bejahte der
Kreis, wobei die Maßnahme
als solche unstrittig ist.

Im April 2018 wurde den
Abgeordneten im Haupt-
und Finanzausschuss mitge-
teilt, dass die Planung ver-
schoben sei, da es kaum
Handwerker gebe. Im Au-
gust 2018 erklärte Landrat
Schuster erneut, dass der

Baubeginn jetzt im Frühjahr
2019 sei. Zum symbolischen
Spatenstich kam es dann
erst im Juni 2019, wobei der
Landrat darauf hinwies, dass
Anfang 2020 die Fertigstel-
lung geplant sei. In der WNZ
vom Mai 2020 war dann zu
lesen, dass laut Aussage des
Kreises die Fertigstellung
jetzt für Ende Juni vorgese-
hen sei, allerdings ohne
Außenfassade und ohne
Außenanlage. Diese sollten
bis September 2020 fertig-
gestellt sein. Man darf ge-
spannt sein, ob wenigstens
diese Aussage zeitnah auf
ihre Richtigkeit hin über-
prüft werden kann, denn
Provisorien neigen dazu,
sich zu verstetigen.

Auch wenn man zugeste-
hen muss, dass die Verhand-
lungen mit der Versicherung
und die Erstellung des Gut-
achtens sicherlich zum Zeit-
verzug beigetragen haben,
so ist dennoch nicht nach-
vollziehbar, dass man für
den Bau einer einfachen
Halle, die heutigen Ansprü-
chen genügen muss, gleich-
wohl rund vier Jahre benö-
tigt hat.

Eine zielorientierte Pla-
nung mit konsequenter Um-
setzung hätte einerseits Kos-
ten unterschiedlichster Art
reduziert und die Verwal-
tung weniger belastet.

Elke Würz

Wetzlar        Kurier

www.wetzlar-kurier.de
Anzeigenruf: 0 64 41/ 9 71 70
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Kreistag dankt Corona-Helfern
Kleines Karo von SPD und FDP

(red). In der letzten Kreis-
tagssitzung hatte die CDU
einen Resolutionstext als
Antrag eingebracht, um da-
mit den Menschen Dank
und Anerkennung zu sagen,
die in Zeiten der Corona-
Krise an vorderster Stelle
gestanden und teilweise
ohne Rücksicht auf die ei-
gene Gesundheit gearbeitet
und dafür gesorgt haben,
dass alles ordnungsgemäß
vonstatten ging, Lieferket-
ten eingehalten wurden,
die medizinische Versor-
gung sichergestellt war und
vieles andere mehr.

Zur Begründung des An-
trages hatte der Vorsitzen-
de der CDU-Kreistagsfrakti-
on, Hans-Jürgen Irmer, MdB,
den Ärzten, den Pflegern,
den Schwestern im Kran-
kenhaus, in den Alten- und
Pflegeheimen, in den Arzt-
praxen, den Mitarbeitern in
den Apotheken ebenso ge-
dankt wie den Verkäufern
und Kassiererinnen im Le-
bensmittelmarkt, den Bä-
ckern, den Metzgern, den
Müllfahrern, den Busfah-
rern, den LKW-Fahrern für
ihren schwierigen Einsatz
auf den deutschen Auto-
bahnen bei häufig geschlos-
senen Raststätten, aber
auch den Mitarbeitern in
Behörden, ob Arbeitsagen-
tur, Jobcenter, in den Ban-
ken, in den Verwaltungen
in den Städten und Kreisen
und den Rettungskräften,
ob Polizei, THW, Feuerwehr,
DRK, Malteser und Solda-
ten. Ein besonderer Dank
galt auch den Bürgern für
eine außergewöhnliche Dis-
ziplin und die Bereitschaft,
große Einschnitte mitzutra-
gen. Das Ergebnis kann sich
sehen lassen. Deutschland
steht in der Corona-Krise im
Vergleich zu allen anderen
europäischen Staaten gut
da, Hessen ebenso, und
auch der Lahn-Dill-Kreis ist
(Stand 27.5.) mit 4 Infizier-
ten praktisch Corona frei.
Der Dank der CDU ging aber
auch an die Verantwortli-
chen der Politik im Bund, in
den Ländern und den Kom-
munen, die parteiübergrei-
fend zusammengearbeitet
haben.

Darüber hinaus machte Ir-
mer in Kurzform darauf auf-
merksam, dass den Men-

schen mehr als je zuvor be-
wusst geworden ist, welch
hohes Gut die Gesundheit
darstellt, die man in Nor-
malfall als gegeben und
selbstverständlich empfin-
det, die es aber bei weitem
nicht ist. Viele haben
darüber hinaus gemerkt,
dass bei aller Kritik im Ein-
zelnen das Gesundheitssys-
tem in Deutschland exzel-
lent aufgestellt ist, besser
als das in den meisten Staa-

ten dieser Welt. Und
schließlich wies Irmer dar-
auf hin, dass die sogenann-
te Austeritätspolitik des
Bundes entscheidend dazu
beigetragen habe, die Situ-
ation heute bewältigen zu
können. Diese Sparsam-
keitspolitik habe dazu ge-
führt, dass die Staatsver-
schuldung Deutschlands
von rund 80 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes
nach der Wirtschafts- und
Finanzkrise 2008/2009 auf
59,2 Prozent gesunken sei,
während die Staatsverschul-
dung in Frankreich, Groß-
britannien, Spanien, Italien,
Griechenland im gleichen
Zeitraum exorbitant ange-
stiegen sei. Das bedeute,
heute komme man aus die-
ser Krise dramatisch besser
heraus als die europäischen
Nachbarn, weil man nach
dem alten Sprichwort, „Spa-
re in der Zeit, dann hast du
in der Not“ gehandelt habe.

Kleines Karo

Wer nun geglaubt hatte,
dass die anderen Fraktionen
ihrerseits aus tiefer Über-
zeugung Dank und Aner-
kennung sagen würden, sah
sich getäuscht. Natürlich
hat jeder formal einen
Dank zum Ausdruck ge-
bracht, um dann nach dem
Radio-Eriwan-Prinzip „ja,
aber“ den CDU-Antrag zu

kritisieren. Die FDP bemän-
gelte, dass man im Vorfeld
nicht auf sie zugegangen sei,
um einen gemeinsamen An-
trag zu stellen. Die SPD kriti-
sierte, dass die weibliche
Form im Antragstext nicht
überall gleichmäßig gege-
ben sei. Ein SPD-Abgeordne-
ter vom linken Flügel nutzte
die Gelegenheit zu einer Ab-
rechnung mit dem soge-
nannten Kapitalismus, heftig
beklatscht vom Juso-Teil der
SPD-Fraktion, so dass sich die
FWG in Person von Dr. Valet
genötigt sah, in sachlicher
und ruhiger Form den CDU-
Antrag zu unterstützen und
die Initiative zu loben.

Für die CDU erklärten
Fraktions-Vize Jörg Michael
Müller, MdL, und Hans-Jür-
gen Irmer, dass man Interes-
se daran habe, dass es einen
möglichst einmütigen Be-
schluss des Kreistages gebe.
Man habe überhaupt kein
Problem damit, diesen An-
trag als gemeinsamen An-
trag aller Fraktionen zu ver-
stehen. Dies war der Koaliti-
on allerdings nicht weitrei-
chend genug. Hier ging es
vor allen Dingen um die SPD,
die forderte, man möge doch
nur über den ersten Absatz
beschließen, in dem allge-
mein Dank ausgesprochen
wird an die Menschen, die
zur Bewältigung der Krise
ihren Beitrag geleistet ha-
ben, so dass man dann keine
Aufzählung vornehmen müs-
se, weil in dieser Aufzählung
aus Sicht der SPD nicht kon-
sequent das männliche und
weibliche Geschlecht enthal-
ten sei. Die CDU erklärte sich
auch dazu bereit, nicht ohne
darauf hinzuweisen, dass bei
dieser SPD-Argumentation ja
die „Diversen“ fehlen wür-
den.

Nachdem diese Probleme
für die Koalition ausgeräumt
waren - die FDP hatte
zwischenzeitlich bemängelt,
dass Politiker in der Aufzeich-
nung fehlen würden -, konn-
te Kreistagsvorsitzende Elisa-
beth Müller nach einer Stun-
de endlich zur Abstimmung
schreiten. Ergebnis: einstim-
mig angenommen (bei 6 Ent-
haltungen der SPD). Gemes-
sen an den Problemen, die es
zu bewältigen galt und gilt,
eine niveaulose Debatte ge-
rade von SPD und FDP.

Jörg Michael Müller, MdL

Breite Mehrheit für Rundbau der Kreisverwaltung

Deutliche Kritik an Preissteigerung
(red). Mit breiter Mehrheit
hat der Kreistag jetzt den
Plänen des Kreisausschusses
zugestimmt, anstelle des
ehemaligen Sparkassenge-
bäude im Bereich Karl-Kell-
ner-Ring/Moritz-Hensoldt-
Straße einen Verwaltungs-
neubau mit angeschlosse-
nem Parkhaus zu errichten.
Bevor es soweit kam, sah
sich Landrat Schuster
allerdings harscher Kritik
der Oppositionsfraktionen
ausgesetzt, denn im Gegen-
satz zu der ursprünglichen
Planung wird sich die Maß-
nahme von 12,5 Millionen
auf 16,1 Millionen Euro er-
höhen.

Grund dafür, nach Aussa-
ge des SPD-Landrates, dass
notwendige Änderungen
bei der Gründung der Ge-
bäude vorgenommen wer-
den mussten, dass es im Bau-
gewerbe erhebliche Kosten-
steigerungen gegeben, man
die Gestaltung der Außen-
anlage nicht berücksichtigt
und die Kosten für eine Pro-
jektsteuerung außen vor
gelassen habe.

Zu letzterer fragte der fi-
nanzpolitische Sprecher der
CDU-Kreistagsfraktion, Jörg
Michael Müller, MdL, inwie-
weit es denn überhaupt eine
Ausschreibung gegeben
habe. Eine Antwort erfolg-
te allerdings nicht. Michael
Hundertmark hatte darüber
hinaus darauf aufmerksam
gemacht, dass die Frage der
Gründung des Gebäudes ei-
gentlich keine Frage sein
dürfte, denn jedem sei be-
kannt, dass der Untergrund
durch den früheren Flutgra-
ben nicht die Stabilität auf-
weise, die man in anderen
Wohn- und Baugebieten ge-
wohnt sei. Darauf hatte Hel-
mut Hund für die CDU im
Übrigen vor Monaten schon
aufmerksam gemacht.

Gleichwohl stimme die
Union zu, weil der Bau des
Parkhauses seinerzeit ver-
bunden war mit der Geneh-
migung des Neubaus der
Kreisverwaltung, der vor
wenigen Jahren fertigge-
stellt wurde, so dass der
Kreis hier seinen eingegan-
genen Rechtsverpflichtun-

gen gegenüber der Stadt
Wetzlar nachkommen müs-
se. Die vorgelegten Pläne
würden daher prinzipiell die
Zustimmung der CDU fin-
den, wobei darauf hinge-
wiesen werden müsse, dass

der Bereich Karl-Kellner-
Ring optisch sehr gelungen
sei. Im Bereich Moritz-Hen-
soldt-Straße müsse man
allerdings noch einmal nach-
arbeiten und die Fassade
optisch öffnen und lockern.

Aus Sicht der CDU, so
Fraktionschef Hans-Jürgen
Irmer, müssten darüber hin-
aus bei der Detailplanung
die berechtigten Belange

von Personalrat, Schwerbe-
hindertenbeauftragter,
Frauenbeauftragter berück-
sichtigt werden. Immerhin
seien in diesem Konzept 80
Büroräume für Mitarbeiter
vorgesehen, die im Bereich
Soziales und Asyl arbeiten,
deren Klientel nicht immer
unproblematisch sei. Des-
halb müssten Sicherheitsas-
pekte berücksichtigt wer-
den, Zwischentüren, Notruf-
tasten, leichte Erreichbarkeit
der entsprechenden Räume,
helle und übersichtliche War-
tebereiche, Wegemarkierun-
gen und anderes mehr. Die
Größe der Büroräume sei ein
Thema, die Arbeitsplatzaus-
stattung, Gesundheitsaspek-
te… Kurzum, die CDU fordere
eine enge Beratung und Ab-
stimmung mit den genann-
ten Gremien. Beim jetzigen
Neubau sei das suboptimal
verlaufen.

Die CDU werde in abseh-
barer Zeit den Personalrat
zum Gespräch einladen, um
sich mit ihm über den Fort-
gang der Planungen zu un-
terhalten.

Kreistag beschließt einstimmig 100.000-Euro-Hilfe für Vereine

CDU-Forderung aus 2018 damit indirekt erfüllt
(red). Ein Koalitionsantrag,
in dem es um eine mögliche
Unterstützung von Vereinen
und Organisationen geht,
die durch die Corona-Krise
in Schieflage geraten, fand
einstimmige Zustimmung im
Kreistag. Dazu sollen prin-
zipiell bis zu 100.000 Euro
zur Verfügung gestellt wer-
den. Bedingung ist, der Ver-
ein muss im Lahn-Dill-Kreis
ansässig und in mehr als ei-
ner dem Lahn-Dill-Kreis an-
gehörenden Gemeinde aktiv
tätig sein. Außerdem muss er

eventuelle finanzielle Nach-
teile durch Corona bedingt
nachweisen. Gleichzeitig wird
die Kreisregierung beauf-
tragt, über erfolgte Bewilli-
gungen im Haupt- und Fi-
nanzausschuss zu berichten.

Auf Anregung der CDU
wurde dieser Antrag um die
CDU als Antragsteller erwei-
tert. Die CDU wies durch ih-
ren Kreistagsabgeordneten
Frank Steinraths, MdL, dar-
auf hin, dass sie am 14.3.2018
bereits gefordert hatte (also
noch vor der Corona-Krise),

einen Hilfsfonds für in Not
geratene Vereine in Höhe

von 100.000 Euro jährlich auf-
zulegen. Dieser Antrag war
seinerzeit allerdings mit den

Stimmen von SPD, FWG, Grü-
nen und FDP abgelehnt wor-
den.

Parallel dazu machte Stein-
raths Werbung für das große
Unterstützungsprogramm
des Landes Hessen für Verei-
ne, die im sportlichen Sektor
ebenso tätig sein können wie
im kulturellen, sozialen oder
auch im Umweltschutzbe-
reich. Von daher sei es sinn-
voll, einen solchen Antrag
heute zu unterstützen, da er
dem CDU-Begehren aus dem
Jahr 2018 sehr nahekomme.

Frank Steinraths, MdL

Heike Ahrens-Dietz

Kein Verfügungsfonds für Pflegefamilien
(red). Diese Einigkeit in Sa-
chen Unterstützung der Ver-
eine hätte sich die CDU-
Kreistagsfraktion, so die
Solmser Abgeordnete Heike
Ahrens-Dietz, bei dem An-
trag der CDU zum Thema
Verfügungsfonds für Pflege-
familien gewünscht. Für die
Union sei es selbstverständ-
lich, Vereine sowie Instituti-

onen, die unbürokratisch
Menschen in Not helfen
können, zu unterstützen.

Dieser CDU-Antrag im
Rahmen des Haushalts 2020/
21, wonach die CDU 20.000
Euro zur Förderung von Ad-
options- und Pflegefamilien
vorgesehen hatte, war
seinerzeit von SPD, FWG, Grü-
nen und FDP abgelehnt wor-

den, obwohl die Fachleute
der Kreisverwaltung genau
dieses Ansinnen inhaltlich
gestützt hatten. Vielleicht sei
der Absender, so Ahrens-
Dietz, der falsche gewesen.
Ein Zeichen von Größe sei dies
nicht, wenn man einen An-
trag nur deshalb ablehne,
weil er vom politisch falschen
Absender käme.

Hans-Jürgen Irmer, MdB

In der Herborner Altstadt

Kornmarkt-Café wieder geöffnet
(red). Vor wenigen Tagen
wurde das Café-Bistro Am
Kornmarkt in Herborns Alt-
stadt wieder eröffnet. Her-
born, bekannt für eine aus-
nehmend attraktive und
sehr schöne, zum Verweilen
einladende Altstadt-/Fach-
werkkulisse, hat sein Café
am Kornmarkt wieder. Niko
Mylonakis betreibt dieses
Café gemeinsam mit Mitar-
beiterin Nikole Keaton, die
in Herborn geboren und
aufgewachsen ist und Land
und Leute bestens kennt.

Niko Mylonakis selbst
führt seit vielen Jahren das
Steakhaus Bolero am Korn-
markt in Wetzlar. Die bei-

den „Kornmärkte“ stechen
durch entsprechendes Fach-

werkambiente hervor. Mylo-
nakis ist kein Unbekannter

in der heimischen Region. Er
hat in vielen Vereinen hoch-
rangig Fußball gespielt, ob
bei der Eintracht Wetzlar,
beim FSV Braunfels oder
beim FC Burgsolms und sogar
eine Zeitlang bei Mainz 05.
Der gebürtige Wetzlarer
kennt die Region wie seine
Westentasche.

Im Café-Bistro Am Korn-
markt in Herborn werden in
bester Kaffeehaus-Kultur
Torten, Kuchen und Waffeln
aus eigener Herstellung so-

Hans-Jürgen Irmer,
MdB

(red). Die monatliche Bürgersprech-
stunde des heimischen CDU-Bundes-
tagsabgeordneten Hans-Jürgen Ir-
mer findet am Donnerstag, den
25.6. von 14 bis 16 Uhr in der
Geschäftsstelle des CDU-Kreisver-
bandes Lahn-Dill, Moritz-Hensoldt-
Straße 24 in Wetzlar, oder telefo-
nisch unter 06441/4490330 bzw. per
E-Mail kv@lahn-dill.cdu.de  statt.

Bürgersprechstunde mit
MdB Hans-Jürgen Irmer

wie leckere Süßigkeiten an-
geboten. Darüber hinaus

gibt es ein Eis-
Angebot, das
auch im Stra-
ßenverkauf er-
hältlich ist. Das
Café, das die
Herborner aus
den vergange-
nen Jahren
kennen  und
schätzen, hat
rund 60 Sitz-
plätze   ein-
schließlich ei-
nes separaten
Raumes,  der
auch für priva-
te Veranstal-
tungen nutz-

bar ist.
Wenn die Jahreszeit es zu-

lässt, kann man auch drau-
ßen sitzen und sich im Schat-
ten eines Baumes einen ex-
zellenten Kaffee und hoch-
wertigen Kuchen schmecken
lassen. Darüber hinaus gibt
es Eiskaffee, heiße Schoko-
lade, Gin, aber auch ein gu-
tes Glas Wein. Für Rückfra-
gen stehen Nikole Keaton
und Niko Mylonakis telefo-
nisch unter 02772/5835435
gerne zur Verfügung.

-Anzeige-
KUNSTSTOFFBESCHICHTUNGEN

VON ALUMINIUM
GUSS UND STAHL

MIT ENTSPRECHENDER
VORBEHANDLUNG

Wir beschichten:

●
●
●
●

in Klein- und Großserien
in RAL-Farben
auf Aluminium, Guß und Stahl
mit Epoxyd- und Polyester-Pulver

35647 Waldsolms-Brandoberndorf
Morgenweg 9 • Tel. (0 60 85) 9 81 70 • Fax (0 60 85) 30 42



Seite 10  Wetzlar      Kurier Nr. 6 · 39. Jahrgang

Gastgewerbe und Hotellerie zwischen Hoffnung und Angst
Branchentreffen auf dem Gleiberg in Zeiten von Corona
„Wir müssen uns an die Regeln halten“ - Weitere Lockerungen verbessern die Lage

(wf). Die Lage ist verworren und verzwickt, in
einer nicht unbedeutenden Größenordnung
auch schon fast verzweifelt. Es geht um die
Restaurant- und Hotelbranche in allen ihren
Spielarten und Verästelungen und Spezialisie-
rungen. Unter Letzteres fallen vor allem die
Caterer. Wer nur in diesem einen Metier tätig
ist, ist besonders schlimm betroffen in einer
Branche, die es insgesamt hart erwischt hat.
Mit Betrieben, die nicht selten ihre Aktivitäten
von Hundert auf Null zurückfahren mussten.
Umständehalber. Und das schon seit Mitte März.
Diese Umstände, die so nicht sehr lange durch-
zuhalten sind, werden bestimmt von den Fol-
gen der Corona-Krise, die sich in bislang nicht
gekannten Einschränkungen, Vorschriften und
Verboten manifestiert, wie sie das Land nach
dem Zweiten Weltkrieg noch nicht gesehen und
erlebt hat.

Neue Ideen sind gefragt

Unter diesen Vorzeichen trafen sich über 50
Gastronomen und Hoteliers aus vier benach-
barten mittelhessischen Landkreisen auf Burg
Gleiberg, um die Lage und mögliche wie not-
wendige Veränderungsvarianten und -vorschlä-
ge zu diskutieren. Das erwies sich angesichts
der komplexen Situation als vorhersehbar
schwierig, war aber dringend notwendig, wie
Axel Horn, Chef der Gastronomie auf Burg Glei-
berg, betonte. Horn hatte die Initiative zu die-
sem Branchentreffen ergriffen. Nicht in der An-
nahme, Lösungen parat zu haben oder von den
Kolleginnen und Kollegen präsentiert zu be-
kommen. Wohl aber in dem Bemühen, die Kol-

renbürgermeister Gerhard
Schmidt in dessen Eigen-
schaft als 2. Vorsitzender des
Gleibergvereins und damit
Hausherr der Burg.

Aus guten und aktuellen
Gründen ihre Teilnahme
kurzfristig abgesagt hatten
der Präsident sowie der Ge-
schäftsführer des Hotel- und
Gaststättenverbandes Hes-
sen, die zeitgleich in Wies-
baden mit der Landesregie-
rung Gespräche zur Corona-
Lage und Schritte zur Locke-
rung der Restriktionen führ-
ten. Und dies offenbar nicht
ohne Erfolg, denn noch
während des Gleiberger
Treffens sorgte die Nachricht
des DEHOGA -Verbandes
Hessen für Aufmerksamkeit
und spürbare Erleichterung,
dass die Fünf-Quadratmeter-
Regelung pro Gast aufgeho-
ben worden ist. „Das hilft
uns schon weiter“, so der
positive Tenor in der Runde.

Rückfälle vermeiden

Es war vor allem der wort-
gewaltige Hubertus Schultz,
Chef des Schlosshotels Ge-
dern, der eindringlich an die
Kolleginnen und Kollegen

appellierte, sich strikt an die
derzeit geltenden „Spielre-
geln“ zu halten. Dabei müs-
se außen vor bleiben, ob die-
se Regeln jedem Einzelnen
gefallen oder auch nicht, ob
er sie für richtig oder falsch
hält. Es gelte, Rückfälle wie
jenen vor einigen Tagen im
norddeutschen Leer unbe-
dingt zu verhindern, deren
negative Auswirkungen die
ganze Branche, auch in Mit-
telhessen, träfen. „Es ist un-
sere Pflicht, uns zu diszipli-
nieren“, so Schultz.

„Ein ganzer Berufsstand
leidet darunter, wenn Re-
geln in Einzelfällen nicht ei-
gehalten werden“ ergänzte
Markus Strasser vom „Du-

tenhofener See“. Deshalb
müsse man aufpassen. „Was
glaubt ihr, was passiert,
wenn wir leichtsinnig
sind?“, fragte Strasser in die
Runde, wissend, dass jeder
die Antwort kennt. „Der Vi-
rus ist kein Kinderspiel, der
Virus ist nicht lustig“, mach-
te er deutlich und gab dann
preis, woher er seine Er-
kenntnisse hat: „Ich hatte
diesen Virus!“

Ein Teil der Betriebe
wird nicht überleben

Die wirtschaftliche Lage
der Branche ist ernst, sehr
ernst, das wurde allenthal-
ben deutlich. „30 Prozent
der Kollegen werden infol-
ge der Krise auf der Strecke
bleiben“, lautete die „kon-
servativ gerechnete“ Schät-
zung eines Teilnehmers, der
nicht widersprochen wurde.
Und bei nahezu allen ist
mehr oder weniger unklar,
wie es im nächsten Jahr wei-
tergehen kann. Bei allem
Verständnis für die von Po-
litik und Gesundheitsbehör-
den verhängten Maßnah-
men werde es so sein, dass
viele Kollegen und Betriebe

„nicht über den Berg“ kom-
men werden, zumal die Ein-
schränkungen, in welcher
Form auch immer, das gan-
ze Jahr über andauern wer-
den. Sprich: „Für die meis-
ten Gastronomen ist das
Jahr gelaufen“.

Klar war sich die Runde:
Ohne Hilfe von außen, von
Land und Bund, gehe es
nicht: „Sonst haben wir kei-
ne Perspektive.“ Die Hilfe
sollte aber nicht nur finan-
zieller Art sein. Nachdem die
„Erste Hilfe“ überraschend
unbürokratisch geleistet
worden sei, kehre nun aber
die Bürokratie zurück. „Kla-
re Aus- und Ansagen“ aber
seien wichtig, um für mehr

Planungssicherheit zu sorgen.
„Wir wollen arbeiten, viele
Gäste wollen auch zu uns -
und wir dürfen nicht“, lautet
eine Klage.

Kunden haben
Verständnis

Einem Großteil der Restau-
rantkunden sprechen die Gas-
tronomen ein gutes Zeugnis
aus. Die überwiegende Mehr-
heit zeige Verständnis für die
mannigfachen Einschränkun-
gen und verstehen die kla-

ren Regeln, die die Wirte
umzusetzen haben. Es seien
aber auch „Feierabend-She-
riffs“ unterwegs, die für Un-
bill sorgten. „Auch deshalb
müssen wir unser Bestes ge-
ben.“ Und das bei zehn bis
15 Prozent jener Umsätze, die
die Branche ansonsten in ei-
nem Mai-Monat erziele. Die
Kosten sind allenthalben hö-
her als die Einnahmen, von
Gewinnen könne derzeit
ohnehin nur geträumt wer-
den.

Durchhalten - und sich an
die Vorgaben halten - heißt
die Parole. Denn eines ist
nach den Einlassungen der
Regierung - namentlich der
Bundeskanzlerin und ihres

Kanzleramtsministers Helge
Braun - für die heimischen
Gastronomen und Hoteliers
klar. Solange es keinen wirk-
samen Impfstoff gegen die-
sen Corona-Virus gibt, wird
es keine endgültigen Locke-
rungen geben. „Das ist eine
klare Ansage.“ Und eine wei-
tere Feststellung lautet: Die
Leute, zumindest sehr viele,
haben Angst auszugehen.

Nicht systemrelevant -
aber wichtig

Fazit des Gleiberger Tref-
fens: die Lage von Gastro-
nomie und Hotellerie ist und
bleibt schwierig. „Wir sind
nicht systemrelevant, aber
doch wichtig - aber wir ha-
ben keine Lobby.“ Und: „Wir
wollen den Berufsstand wei-
terführen - man muss uns
aber auch lassen.“ Deshalb
müsse man zusammenste-
hen, selbstbewusster wer-
den und „Zeichen“ setzen:
Wir sind nicht ganz so klein,
wie wir manchmal glau-
ben.“ Mit einer Petition, die
über den DEHOGA-Verband
an die Entscheider weiter-
geleitet werden soll, will
sich die Branche - „In gro-

ßen Fragen müssen wir ge-
meinsam handeln“ - melden
und positionieren. Das je-
doch im Wissen, dass es
ohne Zuschusse und ohne
weniger Bürokratie nicht
gehen werde.

„Die Zeit ist aktuell bitter
und tut allen weh“, stellte
Andreas Vogel (Braunfels)
fest. Nichtsdestotrotz sein die
Gastronomie in allen ihren
Facetten „Lebens- und Frei-
zeitkultur“. Auch wenn man
sich derzeit umständehalber
„kleinmachen muss, wo man
kann“, ist für den Optimis-
ten Vogel klar: „Wir schaffen
das.“ Und schob den Wunsch
nach, dass das allen gelingen
möge.

legenschaft enger zusam-
menzuschweißen. Wissend,
dass jeder und jede Einzel-
ne gefordert ist, im eigenen
Bereich Möglichkeiten zu
kreieren und neue Ideen zu
entwickeln, um individuell
für den jeweiligen Betrieb
das Beste und Optimale he-
rauszuholen, „Nischen“ auf-
zutun und Schritte zu ge-
hen, die bislang nicht erfor-
derlich waren.

Erleichterungen
begrüßt

Begrüßt wurde die große,
sich natürlich aber an den
Abstandsregeln haltende
Runde von Wettenbergs Eh-

Demonstrieren Einigkeit auf dem Gleiberg: Über 50 mittelhessische Gastronomen und Hoteliers.

Axel Horn, Chef der Glei-
berg-Gastronomie, war Ini-
tiator des Branchentreffens.

Kann der Radwegübergang Junostraße
bei Herborn-Seelbach entschärft werden?
(red). Der Vorsitzende des
Allgemeinen Deutschen
Fahrradclubs Dill e.V., Hans-
Rüdiger Hammer, und der
stellvertretende Vorsitzen-
de Uwe Schmidt hatten
CDU-Bundestagsabgeord-
neten Hans-Jürgen Irmer
zu einem Ortstermin ein-
geladen, damit er sich ein
Bild von der Situation vor
Ort verschaffen kann. Aus
Sicht des ADFC besteht hier
Handlungsbedarf, da der
Radweg vom Aartalsee
kommend am Ortsende
Herborn-Seelbach im Be-
reich der Junostraße auf-
hört und die stark befah-

rene Marburger Straße bei
schlechtem Einblick in die
Kurve überquert werden
muss.

Der Radweg werde, so die
beiden Vereinsvertreter, gut
genutzt, was bei einer halb-
stündigen Begehung vor Ort
nachdrücklich deutlich wur-
de. Auch das Pkw- und vor
allen Dingen LKW-Aufkom-
men sei hier sehr hoch, so
dass sich die Frage stelle, ob
bei der ohnehin vorgesehe-
nen Ampelschaltung an der
B 255 Herborn-Seelbach-
West diese nicht gleichzei-
tig mit einer Bedarfsampel
für Fußgänger und Radfah-

rer ausgestattet werden
kann. Dies wäre die sichers-
te Lösung. Falls dies tech-
nisch nicht gehen sollte, soll-
te von Hessen Mobil zusätz-
lich geprüft werden, ob in
der Kurve der Erdwall am
Ende des Radweges begra-
digt werden kann, damit
man zumindest einen siche-
ren Einblick in die Straße
bekommt.

Da der Radweg gleichzei-
tig ansteigt, ist es relativ
schwierig, die Straße zügig
zu überqueren. Irmer sagte
zu, dieses Anliegen bei Hes-
sen Mobil prüfen lassen zu
wollen.
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Weltbauerntag

CDU Solms fordert mehr Wertschätzung für
die Landwirtschaft in der Gesellschaft

Stadtverbandsvorsitzende Heike-Ahrens-Dietz und CDU-
Vorstandsmitglied Lisa Schäfer, Tochter eines Landwirtes
aus Niederbiel

(M.D.) Die Solmser CDU nutz-
te den Weltbauerntag am
01.06.2020 um ein klares Be-
kenntnis zur heimischen
Landwirtschaft zu tätigen. Als
Anlass zu diesem Bekenntnis
bezeichnet die CDU die an-
haltende Kritik an dem Be-
rufsstand der die Welt er-
nährt.

Im Oktober 2019 schlossen
sich landesweit Landwirte zu
der Basisbewegung „Land
schafft Verbindung“ zusam-
men. Seitdem kämpft der Be-
rufsstand für mehr Wert-
schätzung in der Gesellschaft.
Auch im Lahn-Dill-Kreis fin-
den immer wieder zahlreiche
Protestaktionen der Landwir-
te statt. Die CDU Solms be-
grüßt diese friedlichen Pro-
teste und die sachliche Dia-
logbereitschaft der Landwir-
te/ innen. Außerdem fürch-
tet der Berufsstand praxisfer-
ne, politische Entscheidun-
gen. Häufig wird die tägliche
Arbeit in der Landwirtschaft
durch Verbote oder durch
immer steigende Anforde-
rungen beim Umweltschutz
sowie bei der Tierhaltung
massiv erschwert. Gerade die
auferlegten bürokratischen
Hürden stellen unsere Land-
wirte oftmals vor enorme
Herausforderungen.

Mit ihrem Bekenntnis
möchte die Solmser CDU fest-
stellen, dass die Landwirte/
innen nicht nur für Ernäh-
rungssicherheit sorgen, son-
dern Lebensmittelversorger
und Kulturlandschaftspfleger
zugleich sind und somit ei-

nen wichtigen Beitrag zum
Klima- und Umweltschutz
leisten. Außerdem fordert die
CDU Solms die Bundes- und
die Landesregierung auf, den

intensiven Dialog mit der
Landwirtschaft auszubauen
und sie in die weitere Ausge-

staltung bei der Agrarpolitik
einzubinden. Nur gemeinsam
mit der Landwirtschaft kön-
nen Wege gefunden werden,
wie die Ansprüche an Um-

weltschutz, Biodiversität, Bo-
den-, Klima- und Wasser-
schutz mit den Notwendig-

keiten einer effizienten, prak-
tikablen und wirtschaftlich
tragfähigen, regional veran-
kerten Landwirtschaft in Ein-
klang gebracht werden kön-
nen. Des Weiteren appelliert
die Solmser CDU auch an die
Kommunalebene die Unter-
stützung der landwirtschaft-
lichen Betriebe und regiona-
len Strukturen sowie der lo-
kalen Wertschöpfungsketten
weiter zu intensivieren und
auszubauen.

Die CDU kritisiert, dass die
Landwirtschaft von Teilen der
Gesellschaft und der Medien
ungerechtfertigt an den Pran-
ger gestellt wird und die
Schuld für umweltpolitische
Probleme einseitig zugewie-
sen bekommt. Nach Meinung
der CDU muss die Pauschal-
kritik am landwirtschaftlichen
Berufsstand aufhören. Das
kann nur gelingen, wenn ge-
nauer differenziert wird und
bei Problemen auch alle Ver-
ursacher genannt werden. So
hat beispielsweise die Land-
wirtschaft beim Artensterben
einen prozentualen Anteil
von nur 23%, wird aber
oftmals als alleiniger Verur-
sacher verantwortlich ge-
macht. Es besteht dennoch
kein Zweifel, dass die Land-
wirtschaft als Nutzer großer
Flächen eine besondere Ver-
antwortung für Umwelt-, Ar-
ten-, Klima- und Wasser-
schutz hat. Die heimische
Landwirtschaft arbeitet da-
her unter hohen Standards
und Anforderungen.

Die CDU-Stadtverbandsvor-

sitzende Heike Ahrens-Dietz
stellt fest: „Unsere Landwirte
verdienen unseren höchsten
Respekt! Sie produzieren
nachhaltiger und umwelt-
freundlicher als je zuvor und
sichern eine Lebensmittelver-
sorgung mit bester Qualität.
CDU-Vorstandsmitglied Lisa
Schäfer macht klar: „Die Land-
wirte haben gezeigt, dass sie
bereit sind, vielfältige Leistun-
gen für die Umwelt und die
Gesellschaft zu erbringen.
Gerade hier in Hessen haben
wir 1.600 Hektar Blühstreifen,
die unsere Bauern zum Erhalt
der Artenvielfalt freiwillig
angelegt haben. Hinzu kom-
men extensives Grünland,
Streuobstwiesen und viele
weitere Umweltmaßnahmen
mehr.“

Für die CDU Solms ist klar,
dass wir bei allen Bemühun-
gen um mehr Natur- und Ar-
tenschutz die wichtigste Auf-
gabe der Landwirtschaft nicht
vergessen dürfen: Die Sicher-
stellung der Versorgung mit
gesunden Lebensmitteln. Die
Landwirtschaft erwartet zu
Recht, dass Standards und Ein-
schränkungen in der landwirt-
schaftlichen Nutzung transpa-
rent nachvollziehbar und wis-
senschaftlich belegt und nicht
von Ideologie getrieben sind.
Die CDU Solms möchte mit
ihrem Bekenntnis deutlich
machen, dass Sie klar an der
Seite der heimischen Land-
wirtschaft steht, die nicht nur
in Corona-Zeiten eine besse-
re Wertschätzung in der Ge-
sellschaft verdient.

Mehr Nachteile als Vorteile offensichtlich

CDU Braunfels: „Nein“ zum Bau des Kreisels Obermühle
(S.K.) Die CDU-Stadtverordne-
tenfraktion Braunfels hat sich
nochmals mit den Planungen
von Hessen Mobil zum Bau
des Kreisels Obermühle be-
schäftigt. Diese sehen vor,
dass im Bereich der Ober-
mühle ein Kreisel gebaut
wird und dabei die heutige
Straßenführung Richtung
Leun entfällt. Die Wegefüh-
rung in die Nachbarkommu-
ne und zur Bundesstraße B49
soll mittels Abbiegespuren in
die Gebrüder-Wahl-Straße
verlegt werden. Ein neuer
Verkehrsknoten mit mehre-
ren Abbiegespuren wäre die
Folge.

„Die CDU lehnt die aktuel-
le Planung ab“, so Fraktions-
vorsitzender Sascha Knöpp.
Knöpp begründet dies für sei-
ne Fraktion damit, dass Lärm-
und Abgasimmissionen in
und an beliebten Wohnge-
bieten entstehen als auch der
geplante Verkehrsfluss sub-
optimal ist. Letzteres bestä-
tigte auch die für die Ver-
kehrsplanung zuständige

Verwaltungsbehörde Hessen
Mobil in öffentlicher Sitzung
des Fachausschusses Stadtent-
wicklung, Planung und Um-

welt im Januar dieses Jahres.
Auch gab die Institution zu,
dass die aktuelle Verkehrs-
führung im Bereich Ober-
mühle keinen Unfallschwer-
punkt mehr darstellt.

Der stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende Hans-Wer-
ner Maurer (CDU) kritisierte
Hessen Mobil dahingehend,
dass trotz zehnjähriger Pla-

nungszeit keine Alternativen
vorgestellt und diskutiert
werden. „Der Kreisel an sich
ist eine gute Lösung, aber wir

verlagern Verkehrsprobleme
statt sie zu lösen.“ Die Ver-
kehrsflüsse in und um Braun-
fels werden sich durch den
vierspurigen Ausbau der Bun-
desstraße B49 verändern. „Es
ist mit einem höheren Ver-
kehrsaufkommen zu rech-
nen“, so Niels Engelmann,
ebenfalls stellevertretender
CDU-Fraktionsvorsitzender.

Braunfels ist nach Auffas-
sung der heimischen Christ-
demokraten eine beliebte
Wohnortkommune, bedeu-

tender Gesundheitsstandort
und ausbaufähige Tourismus-
destination. „Wir können und
wollen uns nicht den Verkehr
in die Stadt bzw. direkt an
den Stadtrand holen. Diese
Belastung wollen wir unse-
ren Bewohnern, Gästen und
Heilungsbedürftigen nicht
zumuten. Als CDU sind wir
offen für alternative Pla-

Bellersdorfer Bürger wollen die Verkehrs-
belastung nicht mehr hinnehmen
(N.P.) Die Ausschussvorsitzen-
de Bärbel Decker (CDU) des
Ausschusses „Zukunft Mitten-
aar“ hatte unter anderem zu
einem Ortstermin am ehema-
ligen Munitionsdepot in Bell-
erdorf geladen. Hierzu fan-
den sich auch viele Bellers-
dorfer Bürger vor Ort ein, um
sich insbesondere über die
noch zu erwartende Dauer
der Auffüllarbeiten zu infor-
mieren, da seit nunmehr
mehr als zehn Jahren die mit
der Erde schwer beladenen
LKW durch den Ort fahren.
Das ehemalige Munitionsla-
ger wurde in Zeiten des kal-
ten Krieges Mitte der sechzi-
ger Jahre durch die amerika-
nische Armee betrieben. Hier
waren einige Bunker errich-
tet worden in denen wohl
Atomsprengköpfe gelagert
wurden. Allerdings war nie
bekannt ob, und wenn ja
wann, dort wirklich diese Art

von Waffen lagerten. Zusätz-
lich wurde dieses Lager stets
streng bewacht, im Inneren
durch amerikanische, im Äu-
ßeren durch deutsch Solda-
ten, wie auch einer Hunde-
staffel. Nach dem kalten
Krieg wurde ein solches Waf-
fendepot nicht mehr ge-
braucht wurde wieder der
Nutzung durch das Land Hes-
sen zugeführt, welches einen
Vertrag mit dem Lahn-Dill-
Kreis schloss, der den Rück-
bau des Geländes übernahm.
Da sich die Bunker jedoch
nicht wegsprengen ließen,
wurde ein Rekultivierungs-
plan beschlossen, der vorsah
die Fläche von 8,5 Hektar mit
650.000m3 Erde „aufzufül-
len“. Diese Aufgabe über-
nahm der Lahn-Dill-Kreis von
1994 bis 2006.Danach wurde
ein Vertag mit einem freien
Anbieter geschlossen. Bis
heute sind nun 450.000 m3

Erde auf der Deponie verteilt
worden. Man steht nun am
Eingangstor nicht mehr vor
einem Gefälle, sondern vor
riesigen Erdbergen, von de-
nen einer bereits von einem
großen Photovoltaik-Feld ge-
krönt ist. Die Ausschussmit-
glieder, wie auch die Bürger
waren sehr beeindruckt von
der Vorstellung wo hier noch
die ausstehenden Mengen
aufgeschüttet werden soll-
ten. Die Anwohner beklag-
ten, dass bereits jetzt 60 LKW
an einem halben Tag durch
Bellersdorf fahren, das Ge-
schirr klirre regelmäßig im
Schrank und bei schlechtem
Wetter sei die Straße völlig
verdreckt. Man sei nicht ge-
willt diesen Zustand weiter-
hin zu ertragen. Die Frage,
wie man denn auf die auf
die hohe Kubikmeterzahl der
Auffüllmenge käme wusste
auch Manfred Weber von

Hessen Forst keine Antwort.
Jürgen Seel (CDU) warf ein,
dass das, was man damals
beschlossen habe, heute nicht
mehr richtig sein müsse. Bür-
germeister Deusing (SPD)
schlug vor diese Thema im
Ältestenrat der Gemeinde
Mittenaar zu beraten. Eine
Resolution an das Land Hes-
sen zu beschließen, so die
CDU-Fraktionsvorsitzende Ni-
cole Petersen, sei ein erster
nötiger Schritt, um dem Land
Hessen zu zeigen, dass man
nicht länger gewillt sei die
Bellersdorfer Bürger einer sol-
chen Verkehrsbelastung aus-
zusetzen. Ziel sei es die den
Rekultivierungsplan aufzuhe-
ben und somit die Erdauffüll-
arbeiten zu stoppen.

nungsvarianten und fordern
diese ein“, so Knöpp ab-
schließend.

Nicole Petersen
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MdB Irmer besuchte Eichendorffschule

Sanierung endlich in Angriff nehmen
(red). In seiner Eigenschaft
als Bundestagsabgeordne-
ter besuchte Hans-Jürgen
Irmer jetzt die Eichendorff-
schule in Wetzlar, um sich
von Schulleiterin Andrea
Marcos Navas über die ak-
tuelle Situation informieren
zu lassen. Die Schulleiterin
zeigte sich mit der pädago-
gischen Situation sehr zu-
frieden. Die Schule habe mit
720 Schülern stabile Schü-
lerzahlen, sei fünf- bzw.
sechszügig und mit 70 Kol-
leginnen und Kollegen stun-
dentechnisch exzellent auf-
gestellt, so dass man in der
Klasse 5 und 6 eine zusätzli-
che Stunde Deutsch und
Mathematik in Kleingrup-
pen anbieten könne sowie
in Englisch eine Stunde in
Doppelbesetzung. Die
Raumkapazitäten seien
allerdings erschöpft.

Ziel sei es, die Hauptschü-
ler genauso zu fördern wie
Realschüler und gute Gym-
nasiasten. Die Stundenzu-
weisung, die man vom Land
erhalte, ermögliche starke

Differenzierungsmaßnah-
men. Diese wiederum wür-
den in letzter Konsequenz
den Kindern zugutekom-
men. Wünschenswert wäre
es, wenn der Neubau der
Sporthalle ebenso erfolgen
könne wie der Abriss des
sogenannten Schusterbaus,
der durch einen Neubau er-
setzt werden soll. Irmer wies
in diesem Kontext darauf
hin, dass vom Lahn-Dill-Kreis
als Schulträger häufig Schul-
baumaßnahmen angefan-
gen, aber nicht zeitnah und
durchgängig beendet wür-
den. Für die Sanierung der
Turnhalle der Eichendorff-
schule sei ein Architekt
bereits vor über zwei Jah-
ren beauftragt worden. Ge-
schehen sei bis heute nichts.
Der für Ostern 2020 geplan-
te Umbaubeginn sei nicht
erfolgt. Im März 2020 sei
endlich die Alarmanlage mit
Videoüberwachung instal-
liert worden.

In diesem Kontext erin-
nerte Irmer daran, dass die
CDU-Kreistagsfraktion im

Sommer 2015 beantragt
habe, für den Haushalt 2016
entsprechende Sanierungs-
mittel für die Eichendorff-
schule einzuplanen. Der sei-

nerzeitige Schuldezernent
Schreiber habe erklärt, das
sei überflüssig, weil genü-
gend Mittel vorhanden sei-
en. 20 SPD-, 9 Grüne- und 4
FWG-Kreistagsabgeordnete

hätten daraufhin den An-
trag der Union abgelehnt.
Für jede Schule bedeuteten
solche Verzögerungen Unru-
he und zusätzliche Arbeit

und in der Regel zusätzliche
Kosten für den Kreis als
Schulträger. Dies müsse
nicht sein. Bezogen auf die
Ausstattung mit Hausmeis-
ter- und Sekretärinnenstun-

den sei man sehr zufrieden.
Das Gleiche gelte für das
Schulbudget des Landes und
des Kreises. Hier wäre es
durchaus wünschenswert,
wenn das gegenseitig de-
ckungsfähig wäre.

Schulleiterin Marcos Na-
vas gab Irmer mit auf den
Weg, dass man sich eine bes-
sere Schulanbindung für
Wetzlarer Schüler aus dem
Bereich Wohnstadt/Stoppel-
berger Hohl wünsche, denn
viele müssten umständlich
über den Bahnhof anfahren,
dort umsteigen, um dann
zur Eichendorffschule zu ge-
langen. Gerade jüngeren
Schülern sollte man dies nach
Möglichkeit ersparen.

Ansonsten sei man gut auf-
gestellt. Die Kolleginnen und
Kollegen seien hochmotiviert,
die entsprechenden Auflagen
bezüglich der Corona-Krise
habe man erfüllt. Man freue
sich allerdings sehr, wenn es
zum neuen Schuljahr
möglichst vollzählig und un-
ter normalen Umständen
weitergehen könne.

Gut, dass wir Kanzlerin Merkel haben
(K.R.T.) Im Vereinigen König-
reich, in Spanien, in Italien
und zum Beispiel in Frank-
reich sind pro Kopf mehr als
fünf Mal so viele am Coro-
navirus Erkrankte gestorben
als in Deutschland. Die USA
haben mehr als 89.000 Tote
zu beklagen. Während wir
in Deutschland über mehr
als 33,9 Intensivbetten pro
100.000 Einwohner verfü-
gen, beträgt deren Anzahl
in den USA etwa 25,8, in
Frankreich 16,3, in Spanien
nur 9,7 und in Italien sogar
nur 8,6 pro 100.000 Einwoh-
ner. Deutschland hat
teilweise die vierfache An-
zahl an Intensivbetten!

In den sozialen Netzwer-
ken wird hingegen kritisiert,
dass in Deutschland nicht
wie in den USA pauschal
1.200 Dollar an jeden Bür-
ger ausgezahlt wurden.
Deutschland hat ein wesent-

lich besseres und umfang-
reicheres Sozialsystem als
die USA. Bei uns wurden
Hilfspakete, Bürgschaften
und Darlehen beschlossen.
Zudem haben wir das Instru-
ment der Kurzarbeit, um
massive Jobverluste zu ver-
hindern. Während in

Deutschland über die Höhe
und Dauer des Kurzarbeit-
ergeldes genörgelt wird,
meldeten sich in den letz-
ten Wochen 27 Millionen
Menschen in den USA ar-
beitslos. Auch werden die

aktuellen Maßnahmen oft
von Menschen kritisiert, die
keine Corona-Erkrankung in
ihrem Bekanntenkreis erle-
ben mussten. Wer sich um
ein Familienmitglied,
Freund oder Bekannten auf
einer Intensivstation Sorgen
machen musste, einen

schweren Verlauf selbst
durchmachen oder
zumindest beobachten
musste, hält sich mit Äuße-
rungen wie, „Corona ist
auch nur eine Grippe“ eher
zurück.

Anstatt über die Lage bei
uns dankbar zu sein, entste-
hen abstruse Verschwö-
rungstheorien, Wissen-
schaftler werden sogar be-
schimpft, und in Leun wird
an einem Balkon plakatiert,
„Merkel muss weg“. Gera-
de die Haushaltspolitik der
„schwarzen Null“, bei der
die Regierung Merkel in den
vergangenen Jahren keine
neuen Schulden im Bundes-
haushalt aufnahm, bewirkt
nun, dass wir mehr finanzi-
elle Spielräume als andere
Staaten haben. Auch wurde
bei uns – anders als zum Bei-
spiel in Italien – nicht jeder
Betrieb geschlossen und ein
noch viel größerer wirt-
schaftlicher Schaden ange-
richtet. Unsere Staatschefin
redet – anders als Donald
Trump – auch nicht wirr da-
her, man solle doch prüfen
lassen, „den Menschen star-

kes Licht in den Körper zu
bringen“ oder ihnen Desin-
fektionsmittel zu injizieren.
In Deutschland wurde viel
besonnener reagiert und
stattdessen, Kontaktbe-
schränkungen, Hygiene-
und Abstandsregeln be-
schlossen. Und diese Rege-
lungen werden nun mit Blick
auf den weiteren Verlauf
der Pandemie nach und
nach gelockert.

Man gewinnt den Ein-
druck, dass einige den Arzt
nach überstandener Krank-
heit für unnötig halten, ge-
rade weil die Therapie funk-
tioniert hat. Deutschland
scheint die Corona-Krise
weitaus besser zu bestehen,
als manch anderes Land. Ein
Plakat wie in Leun hält der
Stadtverband der CDU Leun
für primitiv und hält dage-
gen: Gut, dass wir Kanzlerin
Merkel haben.

CDU Leun

Lions unterstützen „Kinder aus der Klemme“ mit 2500 Euro
(P.F.) Der Lions Club Wetz-
lar-Solms hat das Albert-
Schweitzer-Kinderdorf (ASK)
mit 2500 Euro unterstützt.
Der Betrag ist das Ergebnis
des fünften Vorweihnacht-
lichen Weihnachtskonzertes
mit den Wetzlarer Musik-
schulen, welcher durch den
Präsidenten Philipp Feht an
die Öffentlichkeitsreferen-
tin des ASK, Susanne Hög-
ler, und Geschäftsführer
Wolfram Spannaus überge-
ben wurde.

Die Eichendorffschule
Wetzlar, die Freiherr-vom

Stein-Schule, Goetheschule
Wetzlar, August-Bebel-Schu-
le sowie die Musikschule
Wetzlar beteiligten sich mit
ihren musikalischen und ge-
sanglichen Beiträgen in au-
ßerordentlicher Weise für
die gute Sache. Der Erlös des
Konzertes, welches allen
Gästen noch lange in Erin-

nerung bleiben wird, wird
für das Gruppenangebot
„Kinder aus der Klemme“
für strittige Eltern und ihre
Kinder im Rahmen der Mul-
tifamilientherapie verwen-
det werden.

Getrennte Eltern geraten
vor ihren Kindern in Streit,
die Situation eskaliert und
die Kinder geraten meist
immer in seelische Not. Oft
geraten die Kinder und de-

ren Bedürfnisse dann aus
dem Blick ihrer Eltern. In der
Elterngruppe werden dann
mit anderen Eltern ihre und
deren elterliche Situation
erarbeitet. Sie erhalten hier
die Gelegenheit, alternati-
ve Handlungsideen für emo-
tional schwierige und des-
truktive Interaktionsmuster

zu erarbeiten und erfahren,
welche Auswirkungen strit-
tige elterliche Situation auf
die Kinder haben und stel-
len die Kinder wieder in den
Blick der Aufmerksamkeit.
Im Nachbarraum beschäfti-
gen sich die Kinder mit ih-
ren Themen – das Streiten
der Eltern, nicht gesehen
werden und erleben, dass es
anderen Kindern genauso
geht. Sie haben die Möglich-

keit, ihre Gefühle in Bildern,
Spielen und selbstgestalte-
ten Theaterstücken auszu-
drücken. Die Ergebnisse
werden dann in der Gruppe
den Eltern präsentiert, was
zumeist emotionale Reakti-
onen der Eltern durch die
Botschaften der Kinder aus-
löst. Durch die Gruppe ge-

lingt es den Eltern, die eige-
nen Befindlichkeiten zurück-
stellen und den Blick wieder
auf die eigenen Kinder zu
richten.

Nach der ausführlichen
Präsentation des Verwen-
dungszweckes durch die
Vertreter des ASK wurde im
Gespräch auch über die ak-
tuelle Lage während der
Pandemie innerhalb der Ein-
richtung in Wetzlar gespro-

chen. Die zusätzlichen Rah-
menbedingungen und Anfor-
derungen an die Mitarbeiter
verlangen ein erhöhtes Maß
an Einsatz, was ohne zusätz-
liches Personal mit erhöhter
Arbeitsbelastung der Mitar-
beiter bewältigt werden
muss. Dieses Engagement
zum Wohle der Kinder mit

ihren Gruppen und Betreu-
ern verdient Respekt und An-
erkennung durch die Lions
Vertreter.

„Die Wichtigkeit des Al-
bert-Schweitzer-Kinderdorfs
in Wetzlar, insbesondere für
Kinder und Jugendliche mit
ihren Familien, wird der Li-
ons Club Wetzlar-Solms auch
in Zukunft im Rahmen seiner
Möglichkeiten weiter unter-
stützen“, so Philipp Feht.

Spendenübergabe nach Coronavorschriften: Draußen, mit dem nötigen Abstand: v.l. Sören Schneider, Wolfram
Spannaus, Susanne Högler, Präsident Philipp Feht, Boris Schmidt Burbach und Klaus Schmidt.
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110 Jahre Mitglied im BundeswehrVerband
Pia Losert informierte über die private Pflegeversicherung

(wh). Auf 110 Jahre Mit-
gliedschaft brachten es zwei
Mitglieder des Deutschen
BundeswehrVerbandes. Ge-
ehrt wurde für 60 Jahre Mit-
gliedschaft Stabsfeldwebel
a.D. Manfred Görlitz sowie
Hauptmann a.D. Peter Bam-
bauer für 50 Jahre.

Bei der Mitgliederver-
sammlung in der Naubor-
ner „Kanone“ wurde ein
neuer Vorstand gewählt.
„Immer in geraden Jah-
ren wird gewählt“, mein-
te Oberstleutnant a.D.
Bernd Kraft. Bis auf ei-
nen Wechsel beim Schrift-
führer wurde der alte
Vorstand wiedergewählt.
Vorsitzender der Kame-
radschaft der Ehemali-
gen, Reservisten und Hin-
terbliebenen (ERH) ist
weiterhin Oberstleutnant
a.D. Bernd Kraft. Sein
Stellvertreter bleibt auch
für die nächsten zwei Jah-
re Oberstabsfeldwebel
a.D. Peter Lippich. Kas-
senverwalter bleibt
Hauptmann a.D. Jürgen
Ferger. In das Amt des
Schriftführers wurde
Stabsfeldwebel a.D. Joa-
chim Kühn neu gewählt.
Stabsfeldwebel a.D.
Gundolf Duvier wechselte in
die Funktion als Beisitzer. Als
weitere Beisitzer wurden
bestätigt Monika Ehsmann,

Stabsfeldwebel a.D. Volker
Suhany, Oberfeldwebel d.R.
Klaus Hoffmann, Stabsfeld-
webel a.D. Klaus George,
Stabsfeldwebel a.D. Peter
Grande und Oberstleutnant
a.D. Walter-Hubert Schmidt.

In seinem Bericht erinner-

te Kraft an die Anzahl der
Mitglieder, die mit 172 und
einem ehemaligen Bundes-
wehrstandort immer noch
sehr hoch sei. Im letzten Jahr
hatte der Vorstand das Neu-

jahrstreffen, die Mitglieder-
versammlung, eine Informa-
tionsfahrt zur Firma Opel,
das Grillfest, einen neuen
Informationsnachmittag im
Herbst und die Teilnahme
am Volkstrauertag für die
Mitglieder vorbereitet und

durchgeführt. Kraft wies auf
die Veranstaltungen in die-
sem Jahr hin. Im Juli sei das
Grillfest terminiert, im Sep-
tember eine Informations-
fahrt zum Hessischen Rund-

funk und zur Frankfurter Be-
rufsfeuerwehr vorbereitet. Im
Herbst folgen Herbstkaffee
und die Teilnahme am Volks-
trauertag des Landkreises
und der Stadt Wetzlar.

Hauptmann a.D. Pries; Be-
zirksvorsitzender Nord- und

Oberhessen, in-
formierte über
die Arbeit des
Deutschen Bun-
deswehrVerban-
des. Die Ehema-
ligen, die meist
ihre Krankenver-
sorgung über
eine private Ver-
sicherung abge-
schlossen haben,
sind dann beihil-
feberecht igt .
Nach vielen Pro-
blemen mit der
Bearbeitung in
den letzten Jah-
ren gibt es seit
kurzem eine
App, die die Be-
arbeitungszeit
drastisch verkür-
ze, so Pries. Er
zeigte auch den
Weg im Verband
auf, die Anträge

von unten bis ganz oben zur
Bundesversammlung neh-
men. Und mit welchen ande-
ren Gewerkschaften der Bun-
deswehrVerband zusammen-
arbeitet, um auf der politi-

schen Bühne tätig zu werden.
Maßnahmen zur Erhöhung
der Personalstärke (Zulagen,
Verpflichtungsprämie, Ein-
führung eines neuen Dienst-
grades Korporal) sprach Pries
ebenso an wie die Beachtung
des Datenschutzes bei Kon-
toangaben.

Weil die Soldaten meist pri-
vatversichert sind und der Ar-
beitgeber seinen Beitrag in
Form einer Beihilfe zahlt,
werden so die Kosten für Arz-
neimittel und Arztkosten ab-
gerechnet. Die Beihilfe tritt
aber nicht im Falle der Pflege
ein. Dafür ist die private Pfle-
geversicherung zuständig.
Welche Besonderheiten da
anfallen, erläuterte Pia Losert
von Compass in ihrem Vor-
trag.

Der Verband der Privaten
Krankenversicherung hat
Compass gegründet, um alle
privat Versicherten und ihre
Angehörigen zu informie-
ren – auch zu Hause, bun-
desweit nach einheitlichen
Qualitätsstandards. Pia Lo-
sert informierte über die
Möglichkeiten bei Umbau
der Wohnung, Patientenver-
fügung, Betreuung, Anträ-
ge von Pflegeleistungen, die
Abgrenzung zu Leistungen
der Krankenversicherung
und Beihilfe sowie die Ab-
rechnung für Pflegeleistun-
gen.

Zusammen sind sie 110 Jahre Mitglied im Deutschen BundeswehrVerband:
Hauptmann a.D. Peter Bambauer (50 Jahre) und Stabsfeldwebel a.D.
Manfred Görlitz, umrahmt von Oberstabsfeldwebel a.D. Bernhard Knopf
(links) und Oberstleutnant a.D. Bernd Kraft (rechts)

Fahrzeuge der Bundeswehr veröffentlicht

Fahrzeuge der ehemaligen Panzergrenadierbrigade 13 in Wetzlar
zu einem Heft zusammengestellt
(wh). Heutzutage ist die
Bundeswehr kaum noch in
der Öffentlichkeit zu sehen.
Durch die Reduzierung auf
Auslandseinsätze, durch
zahlreiche Verkleinerungen
blieben nur noch wenige
Standorte übrig. Große Ma-
növer, bei denen Tausende
Soldaten das Gefecht der
verbundenen Waffen übten,
um die Einsatzbereitschaft
in der Landesverteidigung
zu zeigen, gehören seit vie-
len Jahren der Vergangen-
heit an.

In Erinnerung an den
größten Standort in Hessen
haben Peter Blume und
Stabsfeldwebel a.D. Volker
Suhany ein Heft zusammen-
getragen, in dem die bei-
den Autoren die Fahrzeuge
der ehemaligen Panzergre-
nadierbrigade 13 von der

Aufstellung 1956 bis
zu ihrer Auflösung
im Jahre 1993 in um-
fangreichem Bildma-
terial zeigen. In Bil-
dern sind der legen-
däre HS 30 und der
nachfolgende Schüt-
zenpanzer „Mar-
der“, die Kampfpan-
zer vom Typ M48 bis
hin zum „Leopar-
den“ zu sehen wie
die Panzerhaubitze
M109G und der
MTW M113 sowie
der verschiedenen
LKW bei der Instand-
setzungs- und Ver-
sorgungstruppe.

Neben den Fahr-
zeugen gehen die
Autoren aber auch
auf die Gliederung
der Brigade ein – von

der Panzerkampf-
gruppe B5, aufge-
stellt in Grafenwöhr,
bis hin zur Heeres-
struktur 4 und ihre
Auflösung. Anhand
der selbständigen
Kompanien und Ba-
taillonen werden die
Rad- und Kettenfahr-
zeuge bis auf die
Zugebene in über-
sichtlichen Zeichnun-
gen und Bildern dar-
gestellt. Ergänzt wer-
den die Informatio-
nen zu den Fahrzeu-
gen mit den Wappen
der Kompanien und

Bataillonen.
Kurze Zusammenfassun-

gen zur Geschichte der Pan-
zergrenadierbrigade 13 we-
cken bei ehemaligen Solda-
ten Erinnerungen an die
Dienstzeit – ob als Wehr-
pflichtiger oder als Berufs-
und Zeitsoldat. Auch wenn
die Panzergrenadierbrigade
13 vorgestellt wird, hatten
doch alle Brigaden des Hee-
res die gleiche Ausstattung.
Verzichtet haben die Auto-
ren auf die technischen Da-
ten der Fahrzeuge.

Das Heft in der Reihe
„Fahrzeug Profile“ erscheint
in UNITEC-Medienvertrieb.

Es ist erhältlich in Bahnhofsbuchhandlungen. Oder
direkt beim Verlag (Ludwigstr. 11, 86669 Stengel-
heim, Telefon: 08433929476 oder per E-Mail:
unitec_medienvertrieb@web.de).

Neues aus BerlinNeues aus Berlin

MdB Irmer im Gespräch mit „Mister Netz“, Peter Dietzel
Selbsthilfe in Bangladesch
(red). Seit 30 Jahren gibt es
den bundesweit tätigen Ver-
ein „Netz“, der sich zum Ziel
gesetzt hat, die Selbsthilfe
der Menschen in Bangla-
desch zu stärken, die zu den
ärmsten gehören, so dass sie
ein Leben in Würde führen
können. Um sich über die
Arbeit von „Netz“ zu infor-
mieren, sprach  MdB Hans-
Jürgen Irmer (CDU) mit dem
langjährigen Geschäftsfüh-
rer Peter Dietzel. Dietzel er-
läuterte, dass man insge-
samt 14 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in der bun-
desweiten Zentrale in Wetz-
lar habe, neun davon in Voll-
zeit. Hinzu kämen bundes-
weit rund 100 ehrenamtlich
Aktive sowie rund 6000 Un-
terstützer.

Der Gesamtetat belaufe
sich auf etwa 3,5 bis 4 Milli-
onen Euro jährlich. Darin
enthalten seien staatliche
Zuschüsse zum Beispiel aus
dem Entwicklungsministeri-
um von rund 2 Millionen
Euro, Zuschüsse von der EU,
aber auch aus Stiftungen,

von „Brot für die Welt“ und
„Misereor“. Private Spenden
machten etwa 20 Prozent
der Mittel aus. Mit diesem
Geld könne der Verein ge-
meinsam mit den zehn Part-
nerorganisationen, mit de-
nen er vor Ort kooperiere,
sehr viel Sinnvolles bewe-
gen. So erarbeiteten Frau-
en in entlegenen Regionen,
unterstützt von lokalen
Dorfhelfern, Familienent-
wicklungspläne und erhiel-
ten ein Startkapital von 150
Euro, für dortige Verhältnis-
se ein sehr hoher Betrag.
Das Projekt lege Wert dar-
auf, dass das Kapital revol-
viere, also immer wieder
neu investiert würde. Ge-
zielt würden die Frauen
durch diese Arbeit gestärkt.
Sie organisierten Dorfgrup-
pen, führten gemeinsame
Sparkonten, machten kleine
Geschäfte auf, wie beispiels-
weise Korbflechterei oder
einen kleinen landwirt-
schaftlichen Betrieb.

Wichtig für „Netz“ sei es,
dass die gewonnenen Erfah-

rungen und Erkenntnisse
gezielt weitergetragen wür-
den, damit sinnvolle flä-
chendeckende Veränderun-
gen gefördert würden.
Insgesamt habe das Projekt
bisher rund 75.000 Familien
erreicht. Wenn man im
Schnitt nur vier Personen an-
setze, diskutiere man über
immerhin 300.000 Menschen,
die konkret ihr Einkommen
und ihre Ernährung signifi-
kant verbessert hätten. Zu
den Schulungsangeboten ge-
hörten auch Fragen der Hy-
giene, der Ernährung und
Frauenrechte.

Ein zweites großes Projekt
fördere die Bildung der Kin-
der. Bildung, so Dietzel und
Irmer, sei nun einmal das Ka-
pital der Zukunft. Deshalb
unterstütze „Netz“ den Auf-
bau von Grundschulen vor
Ort. In abgelegenen Gebie-
ten müssten viele Kinder mor-
gens weite Wege, teilweise
durchaus gefährlich zu Fuß
zurücklegen, um in die Schu-
len zu kommen. Deshalb sei
die Schule vor Ort so wichtig.

Bangladeschische Mitarbeiter
würden die Lehrkräfte aus-
bilden und pädagogische
Konzepte entwickeln, die
auch Grundwerte einer de-
mokratischen Gesellschaft
mit Religions- und Meinungs-
freiheit beinhalte.

90 Prozent der Bevölke-
rung des Landes gehören
dem Islam an. Dieser stehe
in Bangladesch für Wert-
schätzung und Respekt ge-
genüber anderen Religionen
und Weltanschauungen,
Herzenswärme würde das
Miteinander der Menschen
prägen, bringt Dietzel seine
Hochachtung gegenüber
der Kultur des Landes zum
Ausdruck. Gewisse Sorge
bereite allerdings die Ent-
wicklung der Koranschulen,
die von Ölstaaten unter-
stützt würden, um für eine
Form des Islams zu werben,
der mit den Prinzipien einer
offenen, menschenrechtsba-
sierten Gesellschaft nicht
unbedingt konform gehe.

Das dritte Projekt bezie-
he sich auf die Fragen der

Menschenrechte, der Gleich-
berechtigung von Frauen
und Männern, des demokra-
tischen Dialogs. Die Verfas-
sung von Bangladesch sei
sehr progressiv, die von Tra-
ditionen geprägte Praxis in
den Dörfern sehe jedoch oft
anders aus. Daher unterstüt-
ze „Netz“ hier die Aufklä-
rungsarbeit des Staates und
lokaler Partnerorganisatio-
nen, auch bezogen auf Kin-
derheiraten - etwa 40 Pro-
zent der Mädchen wären
bereits mit 16 Jahren ver-
heiratet -, behandele das
Thema Gewalt gegen Frau-
en oder auch die Auszah-
lung der Rente an Witwen,
denen diese zustehe.

Man sei sich bewusst
darüber, so Dietzel abschlie-
ßend, dass diese Arbeit ei-
nen langen Atem benötige.
Doch durch die Zusammen-
arbeit so vieler Akteurinnen
und Akteure, die für die
Rechte und die Würde aller
Menschen eintreten, ließen
sich dauerhafte Veränderun-
gen erzielen.
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vl. Adriana, Anna, Fabienne  (Foto: Heidehof Sippel)

Der Fleisch und Wurst Direkt-
vermarkter Sippel bietet seinen
Kunden viele verschiedene Grill-
spezialitäten.

Zur aktuellen Grillsaison ste-
hen viele bewährte Grillwürst-
chen zur Verfügung.

So zum Beispiel die gängigen
frischen groben Bratwürstchen
die sich durch einen sehr hohen
Magerfleischanteil auszeichnen.

Die Chili- Würstchen sind et-
was pikanter und schärfer im
Geschmack.

Longanissa Naturbratwurst ist
eine Sorte die nur mit Salz, Pfef-
fer, und Muskat gewürzt wird.

Die mittelgrobe Hessentags
Wurst, feine Grillbratwürstchen,
Black Grob, grob Gebrühte und
die Gourmet Bratwurst werden
nach dem Füllen direkt abge-
brüht. Diese Würstchen brau-
chen auf dem Grill nur noch er-
wärmt werden bis zur Bräunung.

Zu empfehlen sind noch die
Speckrandsteaks, die aus der zar-
ten Hüfte geschnitten und an-
schließend mit einer geschmacks-
vollen Marinade gewürzt werden.

Besuchen Sie den Heidehof in
Möttau oder die Filiale in Braun-
fels, Borngasse 54.

Direktvermarkter bietet
große Auswahl an Grillartikel
Heidehof Sippel produziert viele verschiedene Grill- Bratwürstchen

-Anzeige-

www.hygihands.de
Die mobile Handwaschstation

aus Hessen.

Neues aus BerlinNeues aus Berlin

MdB Irmer im Gespräch mit dem ungarischen Botschafter

Interesse an einer Schulpartnerschaft
(red). Zum zweiten Mal tra-
fen sich jetzt der ungarische
Botschafter Dr. Peter Györ-
kös und der heimische CDU-
Bundestagsabgeordnete
Hans-Jürgen Irmer in dessen
Berliner Büro, um sich über
die Lage in Europa auszu-
tauschen. Auf Wunsch des
Abgeordneten stand dabei
auch auf der Agenda, kon-
kret zu überlegen, ob Schu-
len in Ungarn eventuell In-
teresse an einer Schulpart-
nerschaft haben. Der Bot-
schafter zeigte sich von der
Idee sehr angetan, zumal
Deutschland in Ungarn
insgesamt gesehen einen
sehr guten Ruf habe und die
Zahl der Schulen, die
Deutsch als Fremdsprache
anbieten, gestiegen sei. Er
werde, so der Botschafter,
in Absprache mit dem un-
garischen Bildungsministeri-
um das Interesse ungari-
scher Schulen ausloten.

Bezüglich der Beurteilung
der aktuellen Migrationskri-
se an der griechisch-türki-
schen Grenze war man sich
einig, dass es wenig Sinn
mache, europaweit bis zu
1500 Jugendliche und ihre
Kernfamilien, die selbstver-

ständlich damit im Gefolge
einhergehen werden, nach
Europa zu holen. Die Zahl
als solche sei nicht das Pro-

blem, sondern die davon
ausgehende Signalwirkung,
die falsch sei. In dem Kon-
text waren sich beide einig,
dass es im Sinne des Zusam-
menhaltes von Europa nicht

hilfreich sei, wenn sich sechs
oder sieben Staaten selbst
als die „Gutwilligen“ be-
zeichneten, um damit im

Umkehrschluss alle anderen
rund 20 europäischen Staa-
ten auf die moralische An-
klagebank als diejenigen zu
setzen, die keine Koalition
der „Willigen“ eingehen
wollten. Dies trage zur Spal-
tung Europas ebenso bei
wie die vor wenigen Jahren
erhobene Forderung, dass
alle EU-Staaten Asylbewer-
berquoten aufnehmen
müssten.

Nach wie vor bleibe es das
alleinige Recht eines jeden
Staates, selbstständig über
sein Territorium zu entschei-
den. Es gebiete der Respekt
vor der Souveränität der ein-
zelnen Staaten, diese Ent-
scheidung dann auch zu ak-
zeptieren. Wenn sich 20
Staaten nicht an dieser „Gut-
willigen-Koalition“ beteilig-
ten, so hätten diese ihre Ar-
gumente und die seien aus
seiner Sicht, so Irmer, nicht
zu kritisieren. Im Übrigen
sollte man sich lieber die Fra-
ge stellen, warum diese das
so machen und nicht anders.

Unabhängig davon verein-
barten beide Seiten die Fort-
setzung ihrer Gespräche.

MdB Hans-Jürgen Irmer (links) im Gespräch  mit dem
ungarischen Botschafter.

Bundesprogramm „Sprach-Kita“ soll fortgesetzt werden
(red). Das Bundeskabinett
hat im März dieses Jahres den
Beschluss gefasst, dass das
Bundesprogramm „Sprach-
Kitas“ im bisherigen Umfang
von 188 Millionen Euro in
2021 und 2022 fortgeführt
wird. Formal muss natürlich
der Haushaltsgesetzgeber,
also der Bundestag, bei der
Aufstellung des Haushalts-
plans noch zustimmen. Aber
wenn sich die Regierungs-
fraktionen einig sind, dann
gibt es dafür auch eine Mehr-
heit im Deutschen Bundestag.

Ziel des Programms ist es,
die sprachliche Bildung in
Kindertagesstätten zu ver-

bessern und die Fachkräfte
zu stärken. Sprache ist der
Schlüssel zum Erfolg. Ohne
Sprache keine Bildung, ohne
Bildung keine berufliche
Chance. Ohne Teilnahme am
Arbeitsmarkt keine gesell-
schaftliche Teilhabe. In Kurz-
form die Bedeutung der
Sprache für Kinder.

Nun gibt es Stadtteile mit
einem besonders hohen Mi-
grationsanteil, und damit
verbunden ist in der Regel
auch die nichtvorhandene
Fähigkeit, die deutsche Spra-
che perfekt zu lernen und
zu beherrschen. Deshalb soll
gerade dort gezielt unter-

stützt werden. In den
Sprach-Kitas beträgt der
Anteil der Kinder mit Mig-
rationshintergrund im Bun-
desdurchschnitt 47 Prozent
im Vergleich zu 29 Prozent.

Erfreulich aus seiner Sicht,
so der heimische CDU-Bun-
destagsabgeordnete Hans-
Jürgen Irmer, dass die Eva-
luation des Vorgängerpro-
gramms einen positiven Ef-
fekt auf den Wortschatz der
Kinder nachweisen konnte.
Noch besser wäre es aller-
dings, wenn man verstärkt
Bemühungen unterstützen
würde, dass in Elternhäu-
sern deutsch gesprochen,

kein ausländisches Fernse-
hen geschaut wird und man
sich hin und wieder auch
eine deutsche Zeitschrift
kaufen würde, um die Spra-
che zu lernen und mitzube-
kommen, was im eigenen
Wohnumfeld, in der Kom-
mune, in  der man lebt, so
passiert. Das wäre ein ech-
ter Beitrag zur Integration.
Dies kann allerdings nicht
verordnet werden. Es gehö-
ren immer zwei dazu. Die
einen, die Integrationsange-
bote unterbreiten und die
anderen, die sie annehmen
sollten, damit keine Paral-
lelwelten entstehen.

MdB Irmer teilt mit:

120.000 Euro für Malteser, Caritas und DRK
(red). Die Staatsministerin
bei der Bundeskanzlerin,
Annette Widmann-Mauz,
teilte jetzt dem heimischen
Bundestagsabgeordneten
Hans-Jürgen Irmer mit, dass
für 2020 und 2021 der Mal-
teser-Hilfsdienst, der Caritas-
verband und das Deutsche
Rote Kreuz am Standort Dil-
lenburg insgesamt gut
120.000 Euro an Zuschüssen
bekommen, die zweckge-

bunden sind, um bestimmte
Projekte, die der Integrati-
on dienen sollen, zu unter-
stützen.

Der Malteser-Hilfsdienst
erhält einen Teilbetrag für
sein Schul-Integrationslot-
senprojekt, die Caritas für
ihr Projekt der Qualifizie-
rung von anerkannten Asyl-
bewerbern und das Deut-
sche Rote Kreuz für das Pro-
jekt „Migration und Behin-

derung“. Hier geht es um
die Unterstützung von Men-
schen, die von einer Behin-
derung betroffen sind. „Da-
mit“, so Irmer, „wird die Ar-
beit hoch anerkannter Insti-
tutionen unterstützt, die
sich gemeinsam zum Ziel
gesetzt haben, alles dazu
beizutragen, dass die Men-
schen, die als wirklich poli-
tisch Verfolgte nach
Deutschland gekommen

sind, auch im Sinne einer In-
tegration unterstützt wer-
den.“

Generell aber, so Irmer,
müsse alles darangesetzt
werden, die Zahl der Asyl-
bewerber, die sich in den
letzten Jahren erfreulicher-
weise zurückentwickelt
habe, weiter zu reduzieren,
denn die Gesamtzahlen sei-
en nach wie vor zu hoch.

„Gemeinsam gegen Gewalt an Frauen“
(red). Unter diesem Titel ha-
ben das Bundesfamilienmi-
nisterium und die Koaliti-
onsfraktionen beschlossen,
zusätzliche Mittel zur Ver-
fügung zu stellen, um von
Gewalt betroffenen Frauen
in Deutschland besser hel-
fen zu können. Ziel ist die
Verbesserung der Erreich-
barkeit, der Zugänglichkeit
und der Funktionsfähigkeit
von Hilfseinrichtungen für
von Gewalt betroffene Frau-
en und deren Kinder in kom-
munalen, regionalen und
überregionalen Sozialräu-
men im Rahmen eines Mo-
dellprogrammes.
„Gefördert werden“, so der
heimische CDU-Bundestags-
abgeordnete Hans-Jürgen
Irmer, „Maßnahmen zum

Aus-, Um- und Neubau und
zur Sanierung von bestehen-
den Frauenhäusern. Neue
innovative Projekte können
ebenfalls gefördert werden.
Insgesamt stehen in den Jah-
ren 2020 bis 2023 pro Jahr
30 Millionen Euro zur Ver-
fügung.“

Es sei gesellschaftspoli-
tisch, so Irmer, natürlich sehr
bedauerlich, dass es über-
haupt Frauenhäuser geben
müsse. Aber man komme an
der Realität nicht vorbei.
Deshalb sei man dankbar,
dass es auf der kommuna-
len Ebene sehr viele, in aller
Regel ehrenamtlich getrage-
ne Frauenhausvereine gebe,
die sich mit viel Engagement
und Zuwendung Frauen und
ihren Kindern widmen, die

in ihrem Umfeld leider häus-
liche Gewalt erleben muss-
ten. Hier gebe es im Übri-
gen auch noch gesetzlichen
Handlungsbedarf, was die
Konsequenzen für häusliche
Schläger angehe.

„Häusliche Gewalt ist
nicht nur für die Frauen
schrecklich, sondern auch

und gerade für Kinder, die
mit ihren verletzlichen See-
len diese Dramen teilweise
hautnah miterleben müssen.
Deshalb muss man den Frau-
enhausvereinen für ihre Ar-
beit sehr dankbar sein, und
sie verdienen deshalb auch
die entsprechende Unterstüt-
zung“, so Irmer abschließend.

Wetzlar        Kurier
www.wetzlar-kurier.de
info@wetzlar-kurier.de
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50 Jahre „Jugendfreunde“ Herborn 1970 e.V.
Wir winken euch zu: Tschüss bis spätestens 2021!!

(T.J.) Unser Jubiläumsjahr
wird uns lange in Erinne-
rung bleiben: Feiern ohne
Töne, ohne Musik und vor
allem ohne unser Publikum?
Undenkbar! Das Virus macht
uns – wie vielen anderen
auch – einen Strich durch
unsere Planungen.

Was hatten wir uns die-
ses Jahr alles vorgenommen:
Tolle Familienfeier Mitte
März, ein mit heimischen
Chören hervorragend besetz-
tes Freundschafts-Singen im
April, das mittlerweile lieb-
gewonnene Pfingstkonzert
im Herborner Schlosshof –
auch unser im Oktober ge-
plantes „Jugendfreunde-Spe-
zial“ in der KuSch fällt Coro-
na zum Opfer. Von unserem
Ausflug nach Niederöster-
reich im September ganz zu
schweigen.

Auch trauen wir uns nicht,

darauf zu vertrauen und zu
planen, dass unser traditio-
nelles Weihnachtskonzert
am 3. Advent in der Konfe-
renzhalle stattfinden kann.
Sollten sich Bestimmungen
und Schutzmaßnahmen bis

dahin so lockern, dass wir
überhaupt wieder anfangen
dürfen, zu singen, dann wird
es auch – egal wo und wie –
vielleicht ein „Jahresab-
schluss-Konzert“ geben.

Ansonsten: Chorproben

und Konzerte mit Mindest-
abstand und Mundschutz –
für Sänger und Publikum ein
unmögliches Unterfangen
(da wir euch und ihr uns
dann nicht mehr versteht)

Mittlerweile sind wir mit

unseren Proben auf „Home-
Office“ umgestiegen, damit
wir fit sind, wenn wir wieder
für unser Publikum singen
dürfen. Nichts ersetzt aber
die Chor-Gemeinschaft, die
wir sehr vermissen.

LC Wetzlar-Solms unterstützt erneut „Kaleb“

Von links: Lions-Präsident Philipp Feht, 2. Kaleb-Vorsit-
zende Gerlind Elsner, Lions Clubmaster Dr. Boris Schmidt-
Burbach, 1. Kaleb-Vorsitzender Bernhard Limberg.

(P.F.) Der Lions-Club Wetz-
lar-Solms mit Präsident Phi-
lipp Feht und Clubmaster Dr.
Boris Schmidt-Burbach
konnten dem Vorstand des
Vereins „Kaleb – Sag ja zum
Leben“ 1.500 Euro in der vor
gut zwei Jahren bezogenen,
erweiterten Beratungsstelle
in der Silhöfertorstraße 8
(neben Café Vinyl) überge-
ben. Der Betrag entsprach
dem Erlös des 5. Lions-Floh-
markts im Forum, der An-
fang Februar stattfand.

Der inzwischen über 30
Mitglieder zählende, nun
zehn Jahre alte Klub, der
sich in vielfältiger Weise um
ungewollt schwanger ge-
wordene Frauen kümmert,
ist inzwischen gut vernetzt
in Wetzlar. Seine Beratungs-

stelle wird zunehmend an-
gelaufen, und seine Räum-
lichkeiten erlauben die La-
gerung eines ansehnlichen
Spektrums an überwiegend
gespendeten Bedarfsarti-
keln.

Durch Teilnahme an diver-
sen öffentlichen Veranstal-
tungen hat der Verein an
Bekanntheit in der Bevölke-
rung gewonnen. Neuerdings
ist mit einer auf 450 Euro
arbeitenden Kraft die Bera-
tungsstelle auch einmal in
der Woche dienstags vormit-
tags geöffnet. Die Spende
des Lions Club Wetzlar-Solms
kann sehr gut für die neue
Stelle verwendet werden.

Philipp Feht und Dr.
Schmidt-Burbach würdigten
im Namen des Clubs die auf-

opferungsvollen Bemühun-
gen von Kaleb, verzweifel-
ten Schwangeren Zuspruch
und materielle Unterstüt-
zung zu bieten. Die Arbeit
Kalebs werde auch in Zu-
kunft wohlwollend beglei-
tet. Weiter konnten für die
Beratungsstelle 100 Mund-
Nasen-Schutzmasken über-
reicht werden, welche mit
Freude entgegengenom-
men wurden.

Im Gegenzug bedankte
sich der 1. Vorsitzende des
Kaleb-Vorstands, Bernhard
Limberg, mit warmen Wor-
ten für die wiederholte und
dringend benötigte Unter-
stützung durch Lions, die
nun schon zum dritten Mal
mit einer Großspende Kaleb
unterstützen.

Deutscher BundeswehrVerband  Wetzlar besuchte Oculus
Besuchsreihe heimischer Firmen fortgesetzt

Die Besuchergruppe (vor Corona) des Deutschen BundeswehrVerbandes ERH Wetzlar beim Besuch der Firma Oculus in
Dutenhofen. Vorne links Marketingleiter Jörg Sapauschke.

(wh). Die Reihe von Be-
sichtigungen heimischer Fir-
men setzte der Deutsche
BundeswehrVerband, Ka-
meradschaft der Ehemali-
gen, Reservisten und Hinter-

bliebenen (ERH) fort. Die
Oculus Optikgeräte GmbH
war in diesem Jahr das Ziel
von Bernd Kraft, dem Vor-
sitzenden der ERH Wetzlar,
mit seinen Mitgliedern. Das

in Dutenhofen ansässige
mittelständische Unterneh-
men bietet Geräte und In-
strumente für Augenunter-
suchungen an. Oculus ent-
wickelt und produziert oph-

thalmologische Produkte für
den internationalen Markt.

Zu der weltweiten Kund-
schaft gehören Augenärzte,
Augenoptiker und Optome-
tristen. Neben einem welt-
weiten Händlernetz unter-
hält Oculus eigene Nieder-
lassungen in den USA, Hong-
kong, Tschechien, der Slowa-
kei, Polen und Spanien.

Das Unternehmen wurde
1895 in Berlin gegründet und
feiert im kommenden Jahr

sein 125-jähriges Bestehen. Im
Jahre 1947 begann der Auf-
bau in Dutenhofen, in Anleh-
nung an die optische Indus-
trie in Wetzlar. Geführt wird
das Familienunternehmen

von Rainer Kirchhübel.
Bei einem Rundgang über-

zeugten sich die ehemaligen
Soldaten von den hohen
Anforderungen an die Qua-
lität der Medizinprodukte.
Kompetent führte Marc
Busch durch die Abteilun-
gen. Am Ende des Rund-
gangs konnten die Mitglie-
der der ERH Wetzlar an den
Produkten ihre Augen über-
prüfen, die Hornhaut ver-
messen lassen und einen

Sehtest absolvieren. Jörg Sa-
pauschke, der Marketinglei-
ter für Deutschland, zeigte
einigen Besuchern am Ge-
rät Fehler ihrer Augen.
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